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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, 

dem Architekten Regierungsbaumeiſter a. D. 
Wilhelm Walther in Berlin den 
Charakter als Baurat, 

dem Kommerzienrat Julius Möller in 
Berlin den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat ſowie 

dem Fabrikbeſitzer Dr. jur. Walter Bö⸗ 
ninger in Duisburg, dem Kaufmann 


Louis Feiſt in Frankfurt a. M., dem Berlin iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 


Fabrikanten Arnold von Guilleaume 


in Cöln und dem Direktor der Aktien— 
geſellſchaft Soehnlein & Co., Rhein⸗ 
gauer Schaumweinkellerei zu Schierſtein, 
Friedrich Soehnlein in Wiesbaden 
den Charakter als Kommerzienrat 


zu verleihen. 

Der Unterſtaatsſekretär im Miniſterium 
für Handel und Gewerbe Schreiber iſt zum 
Vorſttzenden in der Königlichen Techniſchen 
Deputation für Gewerbe und zum Vor⸗ 
figenden des Prüfungsamtes für Gewerbe- 


aufſichtsbeamte ($ 17 der Vorbildungs⸗ und 
Prüfungsordnung für die Gewerbeaufſichts— 
beamten vom 7. September 1897, M. Bl. d. 
i. V. 1898 S. 29ff.) ernannt worden. 


Der Hafenmeiſter Leppert in Memel 
iſt zum Lotſenkommandeur daſelbſt ernannt 
worden. 


Der Regierungsrat Dr. von Harling in 


der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung 
Stadtkreis Berlin und Regierungsbezirk 
Potsdam und des Schiedsgerichts für die 
Arbeiterverſicherung im Eiſenbahndirektions⸗ 


bezirke Berlin und der Regierungsaſſeſſor 
Ribbeck 


in Köslin zum ſtellvertretenden 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter- 
verſicherung Regierungsbezirk Köslin ernannt 
worden. 


Fräulein Luiſe Staemmler iſt zur Vor 
ſteherin an der Haushaltungs- und Gewerbe— 
ſchule für Mädchen in Thorn ernannt worden. 


— ——— ä— ——h a ́— —— aaa 


Anlage: 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Nachweiſungen der aufſteigenden Gehälter. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. September 1909. 
Die Nachweiſungen der nach Dienſtaltersſtufen aufſteigenden Gehälter der Beamten 
der Handels- und Gewerbeverwaltung ſind auf Grund der Erlaſſe vom 


C. B. 4361 
N 
20. April 1893 G. B. 490 
C. B. 4631 
B. 2807 


bisher vielfach für die einzelnen Beamtengruppen getrennt eingereicht worden. Da die 
Dienſtaltersſtufen für falt ſämtliche Beamtenklaſſen eingeführt find, ift dieſe getrennte Vor- 
legung aber nicht erforderlich. 

Ich erſuche Sie daher, jene Liſten von dieſem Jahre ab für ſämtliche Beamtenklaſſen 
meiner Verwaltung zuſammen vorzulegen. Für ihre Aufſtellung iſt fortan das anliegende 
Formular zu verwenden. 

Die einzelnen Beamtenklaſſen ſind in dieſen Liſten in der Reihenfolge nachzuweiſen, 
wie fie im Etat der Handels- und Gewerbeverwaltung aufgeführt find. Der Beſoldungs— 
bedarf iſt für jede Beamtenklaſſe und demnächſt für jeden Titel aufzurechnen; z. B. bei 
Kap. 68 Tit. 3 „Gewerbeaufſichtsbeamte“ 


a) für den Regierungs- und Gewerberat und 

b) für die Gewerbeinſpektoren ſowie demnächſt für Tit. 3 (alſo Summe a + b). 
Falls innerhalb eines Titels eine größere Anzahl von Beamten vorhanden iſt, ſo 
ſind für dieſe beſondere Nachweiſungen aufzuſtellen. Z. B. würden zutreffendenfalls die 
Schiffahrts- und Hafenpolizeibeamten (Kap. 68 Tit. 1) in einer beſonderen Liſte nachzu⸗ 
weiſen fein, während die übrigen Beamten (etwa Kap. 68 Tit. 2, Tit. 3 uſw.) in einer 
Nachweiſung zuſammen — ſelbſtverſtändlich in der oben allgemein vorgeſchriebenen Aus⸗ 
einanderhaltung — aufzuführen ſein würden. 


Die Nachweiſungen über die aufſteigenden Gehälter, welche bei Kap. 69 — gewerb⸗ 
liches Unterrichtsweſen — ausgebracht ſind, ſind für jede einzelne Schule beſonders auf⸗ 
zuſtellen. Es würden mithin in dieſen Fällen getrennte Überſichten vorzulegen ſein, z. B. 
. für die Navigationsſchule in A, 

. = Navigationsvorſchule in B, 


28. März 1892 — 


6. April 1894 


1 
2 
3. Baugewerkſchule in M, 

4. z R = z N, 

5. höhere Maſchinenbauſchule in X, 

6. Maſchinenbauſchule in Y, 

7. Seemaſchiniſtenſchule in Z, 

uſw. 

In Spalte 5 iſt das Beſoldungsdienſtalter anzugeben, wie es nach den Vorſchriften 
des Erlaſſes vom 28. Mai d. Is. — IIa. 2989 — feſtgeſetzt iſt. Iſt dieſes nicht von hier 
aus feſtgeſetzt oder hierher in der dortigen Feſtſetzung noch nicht mitgeteilt, ſo iſt es für 
dieſes Jahr mit roter Tinte einzutragen und darunter das frühere Dienſtalter mit ſchwarzer 
Tinte zu bezeichnen. 

Unbeſetzte Stellen find mit dem betreffenden Anfangsgehalt aufzuführen. 


Die Spalten 7 und 8 ſind nur in den in dieſem Jahre einzureichenden Überſichten 
vorzuſehen, in ſpäteren Jahren lediglich dann, wenn es ausdrücklich gefordert wird. 

In der Spalte „Bemerkungen“ ſind wie bisher Gründe für Zu- und Abgänge anzu⸗ 
geben. — Die etwaigen beſonderen Beſtimmungen über Mitteilung von Zu- und Abgängen 
werden hierdurch nicht berührt. 


371 


Die diätariſchen Beſoldungen der nicht etatsmäßigen Beamten (Bureaudiätare bei 
Hafenpolizeibehörden, Navigationsſchulaſpiranten) ſind in gleicher Weiſe wie die Gehälter 
der etatsmäßigen Beamten nachzuweiſen. Sie werden zweckmäßig unter einem beſonderen 
Abſchnitt hinter demjenigen Titel aufzuführen ſein, bei welchem die Gehälter für diejenige 
Beamtenklaſſe ausgebracht ſind, in der ſie zur Anſtellung gelangen können. 

Die Nachweiſungen ſind wie bisher zum 3. Oktober j. Is. einzureichen. 


In Vertretung. 
IV 9682. IIa 4614. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Aulage. 


Regierungsbezirk — | 


Nachweisung 
über 
die nach Dienſtaltersſtufen auffteigenden Gehälter (diätariſchen Beſoldungen) der Beamten 
der Handels- und Gewerbeverwaltung nach dem Stande vom 1. Oktober 19 


EM... Der =] 
C“ R p = | 
Des Beamten Beamte Ë Betrag 
Zn S VØ Beſoldungs⸗ bezieht au S | des 
1. Oktober £ =| Woh⸗ 
Lfd. | (Diätarien-)| Re 0 
0 | | = à E a Bemerkungen. 
ir | È Di ehalt S geld⸗ 
Name Dienftitellung | Wohnort Dienſtalter (Dia- = Sul 
(Tag) rien⸗Be⸗ 8 ſchuſſes 
ſoldung) | & ſch Ü 
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Betr. Bauten aus Stampfbeton in der Staatsverwaltung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 25. Auguſt 1909. 


re Vom deutſchen Ausſchuß für Eiſenbeton find die in je einem Abdrucke beigefügten 
1. Allgemeinen Beſtimmungen für die Vorbereitung, Ausführung und Prüfung 


von Bauten aus Stampfbeton, 


2. A Normen für vergleichende Druckverſuche mit Stampfbeton Cabora⸗ 


toriumsverſuche) und 


3. B Beſtimmungen für Druckverſuche bei der Ausführung von Bauten aus 


Stampfbeton 
aufgeſtellt worden. 


Dieſe Beſtimmungen ſind fortan bei den Bauausführungen im Bereiche der Berg⸗ 
verwaltung zu beachten und den Verdingungen und Verträgen zu Grunde zu legen. Die 
Beſtimmungen für Druckverſuche bei der Ausführung von Bauten aus Stampfbeton (zu 3) 
können nach der Fußnote zu $ 3 daſelbſt auch bei der Ausführung von Eiſenbetonbauten 


ſinngemäße Anwendung finden. 


Im Auftrage. 
IIa 4111. III 6447. IV 9054. I 7188. Dr. Neuhaus. 


An die Königlichen Oberbergämter, Bergwerksdirektionen und die Bernſteinwerke. 


Anlage J. 


Allgemeine Veſtimmungen 


für die 


Vorbereitung, Ausführung und Prüfung von Bauten aus Stampfbeton. 


Beſtimmungen. 


Allgemeine Beſtimmungen für die Mor- 
bereitung, Ausführung und Prüfung von 
Bauten aus Stampfbeton. 


I. Allgemeines. 

Die Beſtimmungen beziehen ſich auf alle Aus⸗ 
führungen von Bauten oder Bauteilen aus Stampf- 
beton. (Erläuterung 1.) 

Stampfbeton wird erzeugt aus einer ſtampf⸗ 
fähigen Betonmaſſe erdfeuchter oder weicher Art, 
der erſt durch mehr oder weniger großen Aufwand 
von Stampfarbeit die zur Erreichung der erforder⸗ 
lichen Feſtigkeit notwendige Verdichtung gegeben 
werden muß. 


Erläuterungen. 


Erläuterungen zu den Beſtimmungen. 


1. Die Beſtimmungen können in vollem Umfang 
und ohne weiteres zunächſt nur für Portland⸗ 
zement⸗Stampfbeton Anwendung finden, denn 
nur für einen ſolchen Stampfbeton liegen bis 
her die ausreichenden Erfahrungen und Unter- 
ſuchungen vor, um ſolche allgemein gültigen 
Regeln für ſeine Bereitung und Verarbeitung 
aufzuſtellen. 

Wie weit diefe Regeln auch auf andere Vinde 
mittel anwendbar ſind, bedarf noch beſonderer 
Feſtſetzung von Fall zu Fall. 


Beſtimmungen. 


II. Bauvorbereitung. 
A. Bauvorlagen und Eingaben. 


Erforderlich ſind in der Regel: 

1. Zeichnungen, welche die Anordnung des Bau⸗ 
werkes im ganzen und im einzelnen klarſtellen; 

2. Angaben über die Anordnung und Ausführung 
des Bauwerkes, insbeſondere über wichtige Bau- 
teile, Gelenke, Bewegungsfugen und dergl.; 

3. ſtatiſche Berechnungen, welche die Belaſtungs⸗ 
annahmen und den Nachweis der hinreichenden 
Sicherheit des Bauwerkes in überſichtlicher und 
prüfbarer Form enthalten. 

Sofern bei Stützen, Pfeilern uſw. die Ver⸗ 
hältniſſe nicht eine geringere Inanſpruchnahme 
bedingen, darf die Beanſpruchung höchſtens 
1 der Druckfeſtigkeit des Betons nach 28 Tagen 
betragen (Erläuterung 2). Bei Beanſpruchung 
auf Knickung darf die Belaſtung höchſtens / 
derjenigen Laſt betragen, welche den Bruch 
herbeiführen würde. Die Zugfeſtigkeit des 
Betons iſt bei der Berechnung der größten 
Druckſpannung nicht in Anſatz zu bringen. 

4. Angabe der für jeden Bauteil in Rechnung 
geſtellten Druckfeſtigkeit des Betons nach 28 
Tagen. 

S der Unternehmer die Bauſtoffe ſelbſt 
liefert, ift dieje Feſtigkeit von ihm zu gewähr⸗ 
leiſten. (Erläuterung 3.) 


u 


Angaben über die Miſchungsverhältniſſe des 
Betons, mit welchen die Feſtigkeiten erreicht 
werden ſollen; ferner Angaben über den Ur⸗ 
ſprung, die Beſchaffenheit und die Zuſammen⸗ 
ſetzung (3. B. Größe der Anteile von Sand 
und Kies im natürlichen Kiesſandgemenge 
und dergl.) der zur Verwendung beſtimmten 
Bauſtoffe. (Erläuterung 4.) 


Auf Anfordern ſind Proben der Bauſtoffe 
beizufügen. 

6. Angaben über die Bereitungsweiſe des Betons, 
ob erdfeucht oder weich, ob Hand⸗ oder Ma⸗ 
ſchinenbeton, über die Art der Miſchmaſchine 
und über die größte Höhe der Stampfſchichten 
in den verſchiedenen Bauteilen. 


oa 


2 


Erläuterungen. 


Unter Druckfeſtigkeit iſt hier und im folgen⸗ 
den die Druckfeſtigkeit von Würfeln zu ver⸗ 
ſtehen, welche nach Maßgabe der „Veitin 
mungen für Druckverſuche bei der Aus 
führung von Bauten aus Stampfbeton“ 
vom Jahre 1908 angefertigt und geprüft 
worden ſind. 


Auf die Feſtigkeit des Betons ſind — abge⸗ 


ſehen vom Miſchungsverhältnis — von weſent⸗ 
lichem Einfluß: die Eigenſchaften der Bauſtoffe, 
die Beſchaffenheit und Menge des Waſſers, die 
Art der Bereitung und der Verarbeitung der 
Betonmaſſe, die Behandlung des friſchgeſtampften 
Betons und die Bedingungen, unter welchen 
er erhärtet, ſchließlich die Steifigkeit der 
Rüſtungen, die Zuverläſſigkeit der Arbeiter und 
der Aufſicht. 

Nach dem Miſchungsverhältnis allein, 
wie es bisher vielfach üblich war, darf 
daher die Güte eines Betons nicht be— 
wertet werden; die Bewertung muß viel- 
mehr in erſter Linie nach der Druckfeſtig— 
keit erfolgen. 


. Dem Bewerber ſoll — ſoweit nicht etwa be⸗ 


ſondere Vorſchriften des Bauherrn oder behörd⸗ 
liche Beſtimmungen dem entgegenſtehen — volle 
Freiheit gewährt ſein in der Auswahl und in 
der Zuſammenſetzung der Bauſtoffe, mit welchen 
er die durch die Konſtruktion bedingte oder ihm 
vorgeſchriebene oder von ihm gewährleiſtete 
Mindeſtfeſtigkeit erreichen will. Angaben dar⸗ 
über, mit welchen Bauſtoffen und Miſchungs⸗ 
verhältniſſen und mit welcher Bereitungs⸗ und 
Verarbeitungsweiſe er dieſe Mindeſtfeſtigkeit im 
Einzelfall erzielen will, müſſen jedoch von ihm bei⸗ 
gebracht werden, damit dem überwachenden Be⸗ 
amten die Handhabe für die Prüfung gegeben ift. 
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Beſtimmungen. 


B. Vorläufiger Feſtigkeitsnachweis. 

Der Unternehmer iſt, wenn ihm die freie Wahl 
der Bauſtoffe überlaſſen bleibt (Erläuterung 4), ver⸗ 
pflichtet, auf Anforderu des Bauherrn oder der 
Baupolizeibehörde zur Ergänzung ſeiner Eingaben, 
und zwar in der Regel vor Beginn der Bauarbeiten, 
den Nachweis zu erbringen, daß die vorgeſehenen 
Miſchungen mit den vorgeſehenen Bauſtoffen und 
der vorgeſehenen Verarbeitungsweiſe die verlangten 
und gewährleiſteten Druckfeſtigkeiten ergeben. (Er⸗ 
läuterung 5.) 

Die Bauvorlagen ſind vor Baubeginn vom Ver⸗ 
faſſer und von dem Unternehmer, welcher die Aus- 
führung des Baues unmittelbar übernimmt, zu 
unterſchreiben. 


III. Bauausführung. 


A. Allgemeines. 


Der Unternehmer iſt bei der Ausführung ſeiner 
Arbeit an die Einhaltung ſeiner in dem Angebote 
gemachten Angaben gebunden. Sind in beſonderen 
Fällen Abweichungen von den Bauvorlagen not- 
wendig, ſo bedarf es hierzu einer Verſtändigung mit 
dem Bauherrn. (Erläuterung 6.) 

Gelingt es dem Unternehmer nicht, die gewähr⸗ 
leiſtete Druckfeſtigkeit nachzuweiſen oder innezuhalten, 
ſo hat er, falls nichts anderes vereinbart iſt, auf 
eigene Koſten durch geeignete Maßnahmen für Er- 
zielung der erforderlichen Feſtigkeit Sorge zu tragen 
und den Nachweis des Erfolges zu führen. 

Bereits fertiggeſtellter, minderwertiger Beton 
muß vom Unternehmer auf eigene Koſten entfernt 
werden, falls nichts anderweitiges mit dem Bau- 
herrn vereinbart wird. 

Bei Froſtwetter darf nur dann betoniert werden, 
wenn ſchädliche Einwirkungen des Froſtes durch 
geeignete Maßnahmen ausgeſchloſſen werden. Ge⸗ 
frorene Bauſtoffe dürfen nicht verarbeitet werden. 


B. Bauleitung und Bauarbeiter. 


Der Unternehmer von Betonbauten darf die 
unmittelbare Leitung derartiger Bauten nur ſolchen 
Leuten übertragen, welche dieſe Bauart gründlich 
kennen. 

Alle Arbeiten müſſen unter Leitung von ge⸗ 
ſchulten, zuverläſſigen Vorarbeitern verrichtet werden. 

Auf Anfordern des Bauherrn oder der Bau⸗ 
polizei⸗Behörde ift der Unternehmer verpflichtet, nach: 
zuweiſen, daß die mit der Leitung und Aufſicht be⸗ 
trauten Leute bei Ausführung von Betonbauten 
ſchon mit Erfolg tätig geweſen ſind. (Erläute⸗ 
rung 7.) Å 


, Eigentümtlichfeiten der Bauſtelle, 


Erläuterungen. 


5. Zur Beibringung des Nachweiſes durch Drud- 


verſuche mit 28 Tage alten Probewürfeln aus 
den vorgeſehenen Bauſtoffen bedarf es in der 
Regel einer Zeit von mindeſtens 5 bis 6 Wochen. 
Häufig wird eine ſolche Friſt zwiſchen der Aus⸗ 
ſchreibung und der Eingabe der Angebote oder 
der Zuſchlagserteilung nicht zur Verfügung 
ſtehen. In derartigen Fällen wird unter Um⸗ 
ſtänden jon ein Druckverſuch mit 14 Tage 
alten Betonwürfeln einen Schluß auf die nach 
28 Tagen zu erwartende Feſtigkeit geitatten; 
außerdem muß aber der Nachweis mit 28 Tage 
alten Probewürfeln erbracht werden. 


plötzlicher 
Witterungswechſel und dergl. machen unter Um⸗ 
ſtänden zur Erzielung der erforderlichen Feſtig— 
keit ein Abweichen von der vorgeſehenen Aus- 
führungsweiſe notwendig. 


7. Die beſte Gewähr für eine ſachgemäße Aus⸗ 


führung von Betonbauten iſt gegeben, wenn 
die Herſtellung in Händen im Betonbau er⸗ 
fahrener und bewährter Sachverſtändiger liegt. 
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Beſtimmungen. 


C. Bauſtoffe und ihre Verarbeitung. 
1. Bauſtoffe. 
Zement. 

Der Zement muß den Anforderungen der für 
Portland⸗Zement geltenden Normen, beſonders Hin- 
ſichtlich der Raumbeſtändigkeit, Feinheit der Mahlung 
und Größe der Zug- und Druckfeſtigkeit entſprechen. 

Raſch bindender Zement, ſogenannter Schnell- 
binder, darf zum Stampfbeton — von Ausnahme- 
fällen abgeſehen — nicht verwendet werden. (Er⸗ 
läuterung 8.) 


Sand, Kies und ſonſtige Zuſchläge. 
Im Sinne dieſer Beſtimmungen iſt zu verſtehen: 
unter Sand: Gruben-, Fluß⸗, Sees, Brech- oder 
Quetſchſand uſw. bis zu 7 mm Korngröße 
(Erläuterung 9); 
unter Kies: Kiesgraupen, Kiesſteine, Kieſel von 
7 mm Korngröße aufwärts bis 70 mm 
größter Abmeſſung (Erläuterung 9); 
unter Kiesſand: das natürliche Gemenge von Sand 
und Kies, wie es ſich in Gruben und in 
den Betten von Gewäſſern vorfindet; 
unter Steingrus: zerkleinertes Geſtein zwiſchen 
7 und 25 mm; 
unter Steinſchlag: von Hand oder mit der Ma⸗ 
ſchine zerkleinertes Geſtein zwiſchen 25 und 
70 mm größter Abmeſſung. (Vergl. Er⸗ 
läuterung 11.) 


Erläuterungen. 


Solche Unternehmer, die durch ihre Fach⸗ 
bildung, ihre bisherige Tätigkeit und ihre Be⸗ 
triebseinrichtungen keine hinreichende Gewähr 
für die Güte ihrer Arbeiten bieten und die 
nicht über ausreichend geſchulte Leute verfügen, 
bedürfen ſeitens der Behörden und Beamten 
bei Überwachung und Prüfung der Bauaus⸗ 
führung beſonderer Aufmerkſamkeit. 

Schulung und Sachverſtändnis der Aufſicht 
und der Arbeiter müſſen ergänzen, was durch 
feſte Regeln nicht gegeben werden kann. Zum 
Beiſpiel läßt ſich auf der Bauſtelle die Menge 
des zuzuſetzenden Waſſers nicht im voraus feſt— 
legen, da ſie weſentlich von der Witterung und 
dem wechſelnden Feuchtigkeitsgehalte der Bau⸗ 
ſtoffe abhängig iſt. Der fertige Beton wird 
daher von deſto größerer Gleichmäßigkeit und 
Güte ſein, je erfahrener, geſchickter und zuver 
läſſiger die bei ſeiner Herſtellung verwendeten 
Leute waren, denn Beton ift ein Erzeugnis, 
bei deſſen Herſtellung dem plötzlichen Eintritte 
der verſchiedenſten Umſtände Rechnung getragen 
werden muß. 


8. Das Abbinden wird beeinflußt durch die Wärme 


und Feuchtigkeit der Luft und die Wärme der 
zur Verwendung gelangenden Stoffe. Hohe 
Temperatur beſchleunigt, niedrige verzögert das 
Abbinden. 

In der Regel werden ſchnell bindende Zemente 
nach längerer Lagerung langſam bindend; 
anderſeits hat man beobachtet, daß langſam 
bindende Zemente zu raſch bindenden werden 
können. Es iſt daher notwendig, vor der Ver 
arbeitung nochmals Abbindeproben anzufertigen, 
um feſtzuſtellen, daß der auf der Bauſtelle 
lagernde Zement bei der Verarbeitung zu Beton 
langſam abbindet. 

Bei Waſſerandrang iſt die Verwendung von 
ſchnell bindendem Zemente vielfach erforderlich. 


9. Schlackenſand (gekörnte Hochofenſchlacke ge— 


eigneter Zuſammenſetzung), Bimsſand, Vims- 
kies können ebenfalls verwendet werden. 
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Sand, Kies und ſonſtige Zuſchläge (sogen. 
Schotter, Steinſchlag, Klarſchlag uſw.) dürfen Bei⸗ 
mengungen pflanzlicher Stoffe oder andere Verun⸗ 
A nicht enthalten. (Erläuterungen 10 
und 11. 


Zur Erzielung eines dichten Betons iſt es er— 
forderlich, daß Sand, Kies, Steingrus und Stein⸗ 
ſchlag gemiſchtkörnig find, d. h. Stücke verſchiedener 
Form und Korngröße in entſprechender Menge ent- 
halten. Je nach der Stärke des Betonkörpers kann 
Kies und Steinſchlag bis zu 70 mm Korngröße ver- 
wendet werden. (Erläuterungen 11 u. 12.) 


Waſſer. 

Das zu verwendende Waſſer darf Stoffe, welche 
die Erhärtung des Betons beeinträchtigen, nicht ent⸗ 
halten. Beſtehen Zweifel, ſo iſt die Brauchbarkeit 
des Waſſers vor der Verwendung durch Verſuche 
feſtzuſtellen. 


2. Stampfbetou. 
a) Bereitung der Betonmaſſe. 
Betongemenge (Erläuterung 13). 
Die Menge der einzelnen Beſtandteile an Miſch⸗ 
gut iſt in jedem Falle entſprechend den Angaben 
unter II. A. 5 vom Unternehmer anzugeben. 


10. 


Il. 


13. 


Erläuterungen. 


Es läßt fich keine erſchöpfende, allgemeine Be- 
ſtimmung treffen, wie die Bauſtoffe beſchaffen 
ſein müſſen, aus denen der Beton hergeſtellt 
wird. Das Hauptgewicht iſt darauf zu legen, 
daß mit den verwendeten Bauſtoffen ein Beton 
von möglichſt hoher, jedenfalls aber ausreichen⸗ 
der Feſtigkeit erzielt wird. 

Lehm, Ton und ähnliche Beimiſchungen 
wirken ſchädlich auf die Feſtigkeit des Betons, 
wenn ſie am Sande und Kies feſt haften. Sind 
ſie im Sande fein verteilt, ohne an den Körnern 
zu haften, ſo ſchaden ſie in der Regel nichts, 
ſie können ſogar unter Umſtänden die Feſtigkeit 
erhöhen. Im erſten Falle können die Bauſtoffe 
zuweilen durch Waſchen zum Betonieren brauch⸗ 
bar werden, im zweiten Falle wäre Waſchen 
dagegen vielfach verfehlt. 

Über den Wert oder die Schädlichkeit ſolcher 
Beimengungen entſcheiden in Zweifelsfällen 
Druckverſuche an Betonwürfeln. 


Die als Zuſchlag verwendeten Bauſtoffe folen 
in der Regel mindeſtens die gleiche Feſtigkeit 
beſitzen wie der erhärtete Mörtel des Betons. 
Weiche Geſteine und ſchwach gebrannte Ziegel— 
fteine find zu Stampfbeton nicht geeignet. 

Nach bisherigen Erfahrungen erſcheint es 
notwendig, Schlacken (Keſſelſchlacke, Lokomotip⸗ 
löſche, zerſchlagene Hochofenſchlacke, Müllver⸗ 
brennungsrückſtände und dergl.) vor der Per- 
wendung als Zuſchlag auf Eignung hierfür 
zu prüfen. Mit derartigen Stoffen ſind ſtellen⸗ 
weiſe gute, bisweilen auch ſchlechte Erfahrungen 
gemacht worden. 

Auch die in verſchiedenen Fluß-Kiesſanden vor 
kommenden Kohlenteile können ſchädlich wirken. 


Größere druckfeſte Steine können in Mengen 


bis zu 40 v. H. in den Beton eingebettet 
werden, ſofern Zweck, Art und Abmeſſungen 
des Baukörpers dies zulaſſen und für eine 
ſachgemäße Verteilung ſolcher Einlagen inner- 
halb des Betonkörpers ſowie für Verwendung 
ausreichend weicher Betonmaſſe zur Erzielung 
einer vollſtändig dichten Umſchließung dieſer 
Einlagen Sorge getragen wird. 


Bei Herſtellung der Betonmaſſe kann oft das 
gleiche Ergebnis durch verſchiedene Hand 
habung erzielt werden. Für letztere laſſen ſich 
Regeln allgemeiner Gültigkeit nicht aufſtellen, 
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Auch ſind Vorkehrungen zu treffen, die es er⸗ 
möglichen, die Innehaltung dieſes Miſchungsverhält⸗ 
niſſes jederzeit zu prüfen. 

Sofern die Meſſung des Zementes nach Raum⸗ 
teilen erfolgt, gilt als Vorausſetzung, daß der Zement 
ohne Fall in das Maßgefäß eingeſchüttet (nicht ein- 
gerüttelt) wird. 

Zur Umrechnung von Raumteilen auf Gewichts⸗ 
teile iſt das Durchſchnittsgewicht des Portland⸗ 
zementes mit 1400 kg/cbm anzunehmen. 

Bei Benutzung von Maßgefäßen muß die Füllung 
in ſtets gleicher Weiſe bewirkt werden, damit die 
Maſſen möglichſt immer dieſelbe Dichtigkeit der 
Lagerung in den Gefäßen annehmen. 

Kiesſand und gemiſchter Steinſchlag können in 
vielen Fällen in ungetrenntem Zuſtande verarbeitet 
werden. Es muß dann aber durch Siebproben 
beſtimmt werden, in welchem Verhältnis zueinander 
Sand und Kies bezw. Steinſchlag in dem Kiesſand 
oder gemiſchten Steinſchlage vorhanden ſind. Durch 
entſprechenden Zuſatz von Sand oder Kies bezw. 
Steinſchlag iſt das vorgeſehene Miſchungsverhältnis 
herzuſtellen. Å, 

Bei Herſtellung von Beton, welcher zu ſtatiſch 
hoch beanſpruchten Bauten verwendet werden ſoll, 
oder bei einem in der Zuſammenſetzung ſehr 
wechselnden Kiesſande wird im Einzelfalle zu ent⸗ 
ſcheiden ſein, ob ſeine vollſtändige Trennung in 
Sand und Kies notwendig erſcheint. (Erläute⸗ 
rung 14.) 


Miſchweiſe. 

Handmiſchung: Bei Handmiſchung iſt die 
Betonmaſſe auf einer gut gelagerten, kräftigen, dicht 
ſchließenden Pritſche oder auf ſonſt ebener, ſchwer 
abſaugender und feſter Unterlage herzuſtellen. Zu⸗ 
nächſt ſind Sand bezw. Kiesſand mit dem Zemente 
trocken zu miſchen, bis ſie ein gleichfarbiges Ge⸗ 
menge ergeben; dann erſt iſt der Zuſchlag (Kies, 
Steinſchlag), der vorher genäßt und, wenn nötig, 
gereinigt werden muß, zuzuſetzen, und das Gemenge 
iſt mit dem zugegebenen Waſſer (vergl. nächſten Ab⸗ 
ſchnitt, Waſſerzuſatz, Abſatz 1) ſo lange weiter zu 
miſchen, bis eine gleichmäßig feuchte Maſſe entſteht. 

Maſchinenmiſchung. Hierbei wird das Ge⸗ 
menge zunächſt trocken (je nach der Art der Ma- 
ſchine 1⁄2 bis 1 Minute) und hierauf unter all⸗ 
mählichem Waſſerzuſatz ſo lange noch weiter ge⸗ 
miſcht, bis eine durchaus innig gemiſchte, gleich. 
mäßig feuchte Maſſe entſteht. (Erläuterung 15.) 


Miſchdauer: Sowohl bei Handbeton als Ma⸗ 
ſchinenbeton kann die Miſchdauer dann. als aus⸗ 
reichend angeſehen werden, wenn die Steine allſeitig 
mit innig gemiſchtem Mörtel behaftet find. 


L 


Erläuterungen. 


weil die Wahl des einzuſchlagenden Verfahrens 
außer durch die Art und den Zweck des her⸗ 
zuſtellenden Betonkörpers auch beeinflußt wird 
durch die Beſchaffenheit der Bauſtoffe, das 
Miſchungsverhältnis, die Miſchweiſe (Hand⸗ 
oder Maſchinenbeton), die Art der Betonmaſſe 
(erdfeucht oder weich), den Wärmegrad, den 
Feuchtigkeitsgehalt der Luft, die Erfahrungen 
und Arbeitsgewohnheiten des Unternehmers. 


Die Verarbeitung des Kiesſandes in unge⸗ 
trenntem Zuſtand iſt das wirtſchaftlichere Ver⸗ 
fahren und in den meiſten Fällen zuläſſig. 
Die vollſtändige Trennung des Kiesſandes 
mittels Durchſiebens in Sand und Kies und 
die Herſtellung des Betongemenges nach den 
im Miſchungsverhältnis vorgeſehenen Anteilen 
gewährleiſtet jedoch allein volle Gleichmäßigkeit 
des Gemenges und erleichtert die Prüfung. 
Da dieſes Verfahren aber hohe Koſten ver⸗ 
urſacht, ſo müſſen, wenn ſolches verlangt wird, 
entſprechende Vorſchriften Jhon bei der Aus- 
ſchreibung gegeben werden. 


Maſchinenbeton ift dem Handbeton bei ſonſt 


gleichen Bedingungen ſtets überlegen. 

Die erforderliche Miſchdauer bei den elit: 
zelnen in ihrer Wirkungsweiſe verſchiedenen 
Maſchinen iſt nicht allein abhängig von der 
Art der Maſchine, ſondern auch von der Art 
und von der Menge der eingebrachten Bau⸗ 


ſtoffe. 
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Waſſerzuſatz. 

Der Zeitpunkt, in welchem während der Her— 
ſtellung der Betonmaſſe das Waſſer zugegeben 
wird, ift verſchieden bei Hand- und Maſchinen⸗ 
miſchung ſowie auch abhängig von den Bauſtoffen. 

Je nach der Menge des Waſſerzuſatzes, welche 
im übrigen nach der Art der Bauſtoffe, dem 
Miſchungsverhältnis, der Witterung, dem Feuchtig- 
keitsgehalt und der Waſſeraufnahmefähigkeit der 
Bauſtoffe gewählt werden muß, unterſcheidet man 
erdfeuchte und weiche Betonmaſſe. (Erläuterung 16.) 


Erdfeucht iſt eine Betonmaſſe, die nur ſo viel 
Waſſer enthält, daß erft nach beendeter Stampf⸗ 
arbeit die Oberfläche des Betons eben anfängt, 
Waſſer abzuſondern oder unter dem Drucke der 
Finger nachzugeben. 

Für eine Betonmaſſe, die infolge der Eigen⸗ 
ſchaften des Sandes und der Zuſchläge derartige 
Erſcheinungen nach dem Stampfen nicht zeigt, gilt 
als Merkmal des erdfeuchten Zuſtandes, daß beim 
Formen eines Ballens mit der Hand deutlich ſicht— 
bare Näſſe auf der Handfläche zurückbleibt. 

Weich iſt eine Betonmaſſe, deren Waſſerzuſatz 
ſo bemeſſen iſt, daß die Ränder der durch einen 
Stampfſtoß am fertig geſtampften Betonkörper her⸗ 
vorgerufenen Vertiefung eine kurze Zeit ſtehen 
bleiben und nur langſam verlaufen, ſo daß eine 
verdichtende Wirkung von der Stampfarbeit noch 
erwartet werden kann. (Erläuterung 17.) 


b) Verarbeitung der Betonmaſſe. 

Ebenſo wie bei der Bereitung muß auch bei der 
Verarbeitung der Betonmaſſe dem ſachverſtändigen 
Ermeſſen der Bauleitung und des Unternehmers 
ein Spielraum belaſſen bleiben. (Vergl. Erläute⸗ 
rung 13.) 

Bei dem Eindringen der Betonmaſſe iſt darauf 
zu achten, daß die Gleichmäßigkeit der Miſchung 
erhalten bleibt. Gröbere Zuſchlagteile, die ſich 
trotzdem abgeſondert haben, find vor dem Stamp- 
fen mit dem Mörtel wieder zu vermengen. 


Stampfſchichten. 


Die Betonmaſſe darf in die Verwendungsſtelle 
(Baugrube, Verſchalung) nur ſchichtweiſe und nur 
in ſolcher Höhe eingebracht werden, daß die Dicke 
der fertig geſtampften Schichten folgende Maße in 
der Regel nicht überſchreitet: 

bei erdfeuchtem Stampfbeton je nach der Be— 
anſpruchung 15 bis 20 cm, 
bei weichem Stampfbeton je nach der Bean- 
ſpruchung 20 bis 30 em. 
In dieſen Grenzen ergibt die geringere Schichthöhe 
die höhere Feſtigkeit. 

Die einzelnen Schichten ſollen, wo es die Bau⸗ 

ausführung geſtattet, rechtwinklig zu der im Bau- 


Erläuterungen. 


16. Bei trockener und heißer Witterung iſt mehr 
Waſſer erforderlich als bei kühlem und feuchtem 
Wetter. Bei Arbeiten in feuchten Baugruben 
wird eine Beſchränkung des Waſſerzuſatzes 
ſtattfinden müſſen, in ſtark abſaugendem Boden 
Erhöhung des Waſſerzuſatzes und vorheriges 
Annäſſen des Bodens. 


17. Wann erdfeuchter und wann weicher Beton 
vorzuziehen iſt, iſt von Fall zu Fall zu ent- 
ſcheiden. 
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werk auftretenden Druckrichtung eingelegt werden 
und, wo dies nicht möglich iſt, gleichlaufend mit 
der Druckrichtung. (Erläuterung 18.) 

Sie müſſen in der Regel friſch auf friſch ver⸗ 
arbeitet werden, damit ein ausreichend feſtes Binden 
der Schichten untereinander eintritt. 

Sofern bei erdfeuchtem Stampfbeton die Ober⸗ 
fläche einer friſch geſtampften Schicht infolge des 
Stampfens und beſonderer Eigenſchaften der Bau- 
ſtoffe (z. B. Feinkörnigkeit des Sandes oder Reich 
haltigkeit desſelben an Ton oder feinen Staubteilen) 
Glätte zeigt, muß, anſchließend an das Stampfen, 
dieſe Glätte beſeitigt werden. Auf alle Fälle muß 
immer die Oberfläche durch Abkehren mit Stahl- 
beſen aufgerauht werden. 

Treten friſche Stampfſchichten mit bereits ab⸗ 
gebundenen in Berührung, ſo muß für ausreichend 
feſten Zuſammenſchluß der Betonmaſſen geſorgt 
werden. Neben einer geeigneten Gliederung der in 
Betracht kommenden Betonkörper ſelbſt wird hier⸗ 
für empfohlen, unmittelbar vor Aufbringung der 
friſchen Betonmaſſe die Verbindungsfläche mit 
Stahlbeſen naß und ſcharf abzukehren und mit 
einem dünnen Zementbrei einzuſchlämmen. Bei 
Verarbeitung ſteinreicher Betonmaſſe empfiehlt ſich 
außerdem das Einbringen einer dünnen Schicht 
weichen Mörtels von mindeſtens gleicher Miſchung 
wie der Mörtel des Betons. 


Stampfer. 
Es ſind quadratiſche oder rechteckige Stampfer 
von 10 bis 16 em Seitenlänge und 10 bis 17 kg 
Gewicht zu verwenden. 


Stampfweiſe. 

Die Größe der aufzuwendenden Stampfarbeit 
wird bedingt durch die zu erzielende Feſtigkeit und 
durch die Art der Betonmaſſe (erdfeucht oder weich). 
(Erläuterung 19.) 


Beſondere Sorgfalt iſt auf das Stampfen der 
Ecken und Außenſeiten (längs der Verſchalung) zu 


verwenden. 

Die einzelnen Stampfflächen ſollen ſich etwas 
überdecken. 

Bei ſteinreichem, erdfeuchtem Stampfbeton 


empfiehlt es ſich, zwiſchen den Stampfgängen die 
Oberfläche abzukehren und den losgetrennten Mörtel 
in die Hohlräume zu verteilen. 


Friſt für die Verarbeitung der Betonmaſſe. 

Die Betonmaſſe muß unter allen Umſtänden vor 
Beginn des Abbindens verarbeitet werden. Sie 
darf ſelbſt in Ausnahmefällen bei warmer und 
trockener Witterung nicht länger als eine Stunde, 
bei kühler bezw. naſſer Witterung nicht länger als 
zwei Stunden unverarbeitet liegen bleiben. 


Erläuterungen. 


18. Das Stampfen in der Druckrichtung ſichert 
eine gleichmäßige Zuſammenpreſſung der Beton⸗ 
maſſe im ganzen Querſchnitt und iſt daher in 
erſter Linie anzuſtreben. Wo dies jedoch praf- 
tiſch nicht möglich iſt, oder wo die Güte der 
Stampfarbeit bei Einhaltung dieſer Stampf⸗ 
richtung leiden würde (g. B. bei einem flachen 
Gewölbe), iſt auf alle Fälle darauf zu achten, 
daß die auftretenden Kräfte nicht verſchiebend 
auf die einzelnen Schichten wirken können. 


19. Erdfeuchte Betonmaſſe erfordert höheren Auf⸗ 
wand an Stampfarbeit und größere Sorgfalt 
ſeitens der Arbeiter und der Aufſicht als 
weiche Betonmaſſe; dafür liefert ſie aber bei 
gleichem Zementzuſatz im allgemeinen eine 
höhere Feſtigkeit als die weiche Maſſe. Bei 
erdfeuchter Betonmaſſe iſt die Grenze des 
Stampfens in der Regel erreicht, wenn ein 
Zuſammenpreſſen nicht mehr ſtattfindet oder 
die Maſſe plaſtiſch wird oder Waſſer aus- 
ſcheidet. 

Nicht immer kann der Austritt von Waſſer 
herbeigeführt werden, da die beſonderen Eigen⸗ 
ſchaften der Bauſtoffe hierbei mitſprechen. 

Bei weicher Betonmaſſe kann zu langes 
Stampfen Entmiſchen herbeiführen, alſo ſchaͤd⸗ 
lich wirken. 
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Nicht ſogleich verarbeitete Betonmaſſe muß vor 
Witterungseinflüſſen, wie Sonne, Wind, ſtarkem 
Regen uſw. geſchützt, außerdem vor dem Einbringen 
in 99 Verwendungsſtelle nochmals umgeſchaufelt 
werden. 


Bei bereits in die Verwendungsſtelle eingebrachter 
Betonmaſſe muß die Verarbeitung unter allen Um⸗ 
ſtänden ohne Unterbrechung bis zur Beendigung des 
Stampfens durchgeführt werden. 


Über Ausführung von Beton bei Froſt vergl. 
unter III. A. 


D. Schalung und Stützung, Baufortſchritt, 
Ausrüſtungsfriſten. 


Es iſt dafür zu ſorgen, daß die elaſtiſchen und 
ſonſtigen Formänderungen der Lehrgerüſte nicht 
Brüche im Betonkörper verurſachen. 


Die Schalungen müſſen ſo ſtark ſein, auch ſo 
feſt verbunden und unterſtützt werden, daß eine 
genaue Herſtellung der Betonkörper in den be— 
abſichtigten Formen gewährleiſtet ift und ſchädliche 
Erſchütterungen während des Stampfens nicht ent- 
ſtehen können. (Erläuterung 20.) 


Sie müſſen ein ſchichtweiſes Einſtampfen der 
Betonmaſſe ermöglichen und leicht und gefahrlos 
unter Belaſſung der etwa noch notwendigen Stützung 
entfernt werden können. 


Während des Baues muß in allen Bauteilen 
ſtets eine mindeſtens 5fache Sicherheit gegenüber 
den jeweils wirkenden Kräften vorhanden ſein. 
(Erläuterung 21.) 


Die Friſten, welche zwiſchen der Beendigung des 
Stampfens und dem Ausrüſten (d. i. vorſichtige 
Entfernung von Stützung und Schalung) liegen 
müſſen, ſind von der Art, Größe und Beanſpruchung 
des Betonkörpers und von der Witterung abhängig. 
Es darf erſt ausgerüſtet werden, wenn im Bau⸗ 
werke für die jeweilige Belaſtung genügende Sicher⸗ 
heit vorhanden iſt. 

Tritt während der Erhärtungs dauer Froſt ein, 
ſo ſind die Ausrüſtungsfriſten mindeſtens noch um 
die Dauer des Froſtes zu verlängern. 


Erläuterungen. 


20. Damit größere Brückengewölbe während des 


21. 


Baues infolge des unvermeidlichen Setzens und 
Einbiegens der Gerüſte keinen Schaden er- 
leiden, iſt entweder der Betonkörper in meh⸗ 
reren, durch ausreichend breite Zwiſchenräume 
getrennten, ſenkrecht zur Druckrichtung liegen⸗ 
den Teilen herzuſtellen, die zuletzt durch Aus⸗ 
füllen der Zwiſchenräume mit Beton zu dem 
planmäßigen, einheitlichen Körper vereinigt 
werden, oder es müſſen die Gerüſte vor der 
Aufbringung des Betons eine Belaſtung er⸗ 
halten, die nach Verteilung und Größe un⸗ 
gefähr mit der des fertigen Betonkörpers über⸗ 
einſtimmt und entſprechend dem Fortſchreiten 
der Arbeit nach und nach beſeitigt wird. Unter 
Umſtänden kann auch die Verbindung beider 
Maßregeln nützlich ſein. 


Dieſe Vorſchrift iſt beſonders für ſolche Bauten 
von Bedeutung, die durch ihr Eigengewicht, 
durch Erddruck, Überſchüttung, Winddruck und 
dergl. verhältnismäßig hoch beanſprucht werden. 
Die Vorſchrift bedingt unter Umſtänden eine 
beſondere Regelung des Baufortſchritts. 
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Beſtimmungen. 


E. Behandlung und Schutz des Stampf⸗ 
betons bis zur ausreichenden Erhärtung. 


Baukörper aus Stampfbeton müſſen nach Be⸗ 
endigung des Stampfens in geeigneter Weiſe gegen 
Beſchädigungen ſowie gegen Einwirkungen geſchützt 
werden, welche auf die Erlangung der erforderlichen 
Feſtigkeit von nachteiligem Einfluß ſein können. 

Damit dem Beton das zur Erhärtung nötige 
Waſſer nicht vorzeitig entzogen wird, müſſen Sonnen⸗ 
ſchein und Wind in den erſten Tagen möglichſt ab⸗ 
gehalten werden (Belaſſen in der Schalung, Bedecken 
mit einer Sandſchicht, mit Säcken, Brettern und 
dergl.); zeitweiſes Annäſſen iſt erforderlich. 

Friſcher Beton iſt gegen Einwirkung von Froſt 
zu ſchützen. (Erläuterung 22.) 


IV. Beaufſichtigung und Prüfung der 
Bauausführung. 


A. Beaufſichtigung und Prüfung während 
der Ausführung. 


Die Beaufſichtigung und Prüfung muß ſich 

hauptſächlich erſtrecken: 

1. auf die ſachgemäße und den Abmeſſungen des 
Baukörpers entſprechende Ausführung der 
Schalung und Stützung ſowie ihre ſachgemäße 
Beſeitigung (ſiehe unter III. D.); 

2. auf die richtige Bereitung des Betongemenges 
(ſiehe unter III. C. 2a); 

3. auf richtiges Einlegen und Stampfen (ſiehe 
unter III. C. 2b); 

4. auf die ſachgemäße Behandlung der fertigen 
Bauteile während des Erhärtungsvorganges 
(ſiehe unter III. E.); 

5. auf die Feſtſtellung, daß mit der verarbeiteten 
Betonmaſſe die erforderliche und gewährleiſtete 
Feſtigkeit (II. A. 4) erzielt wird. 

Die Feſtſtellung erfolgt durch Drud- 
verſuche mit Probekörpern. Maßgebend 
für die Anfertigung und Prüfung der 
Probekörper ſind die „Beſtimmungen 
für Druckverſuche bei der Ausführung 
von Bauten aus Stampfbeton“ vom 
Jahre 1908. (Erläuterung 23.) 


B. Prüfung nach Beendigung der Ausführung. 
Die Prüfung muß vornehmlich umfaſſen: 
1. die Feſtſtellung ausreichender Erhärtung der 
Bauteile vor ihrer Ausrüſtung; 


Erläuterungen. 


22. Annäſſen von ungeſchütztem friſchen Beton, 
welcher durch die Sonne ſtark erwärmt iſt, 
wirkt ſchädlich. 

Durch das Bedecken des Betons bei Froſt 
wird die beim Abbinden entſtehende Eigen⸗ 
wärme zuſammengehalten. 


23. Die fortlaufende Herſtellung von Probewürfeln 
mit nachfolgendem Druckverſuch iſt auch ein 
bewährtes Mittel zur Prüfung der Einhaltung 
des richtigen Miſchungsverhältniſſes und der 
richtigen Miſchdauer. Auch der Unternehmer 
kann nur durch beſtändige Proben ſeine eigene 
Arbeit kennen lernen. 

Es wird zur Förderung des Betonbauweſens 
empfohlen, bei Herſtellung größerer Bauwerke 
mehrere Reihen von Verſuchskörpern anzuferti⸗ 
gen, zu prüfen und das Ergebnis der Offent⸗ 
lichkeit zugänglich zu machen. 
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Beſtimmungen. 


2. die Feſtſtellung, ob ſämtliche Bauteile nach der 
Ausrüſtung unverſehrt find; 

3. die Feſtſtellung, daß die erforderlichen Stärken 
vorhanden find; 

4. unter Umſtänden die Feſtſtellung der Trag- 
fähigkeit durch Vornahme von Belaſtungs⸗ 
proben. 

Hinſichtlich der Art und des Umfanges 
ſolcher Probebelaſtungen wird auf das bei 
Bauten ſonſt Übliche verwieſen. (Er⸗ 
läuterung 24.) 


Belaſtungsproben ſind ſtets vorzunehmen, 
wenn begründeter Verdacht vorliegt, daß Bau⸗ 
teile nicht einwandfrei hergeſtellt oder daß ſie 
durch Einflüſſe irgendwelcher Art in ihrer 
Tragfähigkeit beeinträchtigt ſind. 

Die Belaſtungsproben dürfen erft ſtatt⸗ 
finden, wenn ausreichende Erhärtung des 
Betons vorausgeſetzt werden kann. 


C. Verteilung der Prüfungskoſten. 


Der Unternehmer muß gewärtig fein und ift 
verpflichtet, auf Anfordern des Bauherrn oder der 
Baupolizeibehörde den Nachweis für die Güte ſeiner 
Bauausführung durch die vorſtehend unter IV. A. 5 
und IV. B. 4 bezeichneten Veranſtaltungen zu führen. 

Sofern die Frage, wer die Koſten hierfür zu 
übernehmen hat, nicht durch das beſtehende Recht 
oder durch beſondere Vereinbarung geregelt iſt, 
ſollen die Koſten der Prüfungen unter IV. A. 5 
derart geteilt werden, daß der Unternehmer die 
Koſten für Anfertigung der Probekörper einſchl. 
Lieferung der Bauſtoffe und der Formen über⸗ 
nimmt, während alle mit der Prüfung ſonſt zu⸗ 
ſammenhängenden Koſten von dem Bauherrn ge— 
tragen werden. Die Koſten der Prüfungen unter 
IV. B. 4 hat bei im allgemeinen einwandfreier Aus⸗ 
führung der Bauherr zu tragen. 


24. 


Erläuterungen. 


Die Entnahme von Probekörpern aus ferti⸗ 
gen Bauteilen mit nachfolgendem Druckverſuche 
gibt Auskunft über die Feſtigkeit, welche der 
Beton an der betreffenden Stelle des Bau⸗ 
werkes hat. Dieſes Verfahren iſt aber mit der 
Schwierigkeit verbunden, das Gefüge des Be— 
tons vor Schäden zu bewahren. Die zum 
Druckverſuche herzuſtellenden Würfel müſſen von 
ſolchen Schäden vollſtändig frei ſein. 


Im allgemeinen genügt es, die bei den Probe- 
belaſtungen aufzubringende Auflaſt etwas höher 
als die Nutzlaſt — etwa um das Maß, das 
dem Einfluß der Erſchütterungen durch die be— 
wegte Verkehrslaſt entſpricht — anzunehmen. 
Es empfiehlt ſich, die Tragfähigkeit des Bau- 
werkes weniger durch übergroß geſteigerte Auf- 
laſt, bei der einzelne Bauteile leicht Schaden 
nehmen können, als durch Beobachtung der 
Formänderungen und deren Vergleich mit den 
rechnungsmäßigen zu prüfen. 
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A. 


Normen 


für 


vergleichende Druckverſuche mit Stampfbeton 


(Laboratoriumsverſuche). 


§ 1. Miſchungsverhältnis und Art der Betonmaſſe. 

Das Miſchungsverhältnis (Zement zu Sand zu Zuſchlag) muß in Gewichts- oder 
Rauntiteilen feſtgelegt fein; auch ift anzugeben, ob die Probekörper aus einer Beton- 
maſſe erdfeuchter oder weicher Art hergeſtellt werden ſollen. 

Erdfeucht iſt eine Betonmaſſe, die nur ſo viel Waſſer enthält, daß erſt nach 
beendeter Stampfarbeit die Oberfläche des Würfelkörpers eben anfängt, Waſſer 
abzuſondern oder unter dem Druck der Finger nachzugeben. 

Für eine Betonmaſſe, die infolge der Eigenſchaften des Sandes und der 
Zuſchläge derartige Erſcheinungen nach dem Stampfen nicht zeigt, gilt als Merkmal 
des erdfeuchten Zuſtandes, daß beim Formen eines Ballens mit der Hand deutlich 
ſichtbare Näſſe auf der Handfläche zurückbleibt. 

Weich iſt eine Betonmaſſe, deren Waſſerzuſatz ſo bemeſſen iſt, daß die Ränder 
der durch einen Stampfſtoß am fertigen Körper hervorgerufenen Vertiefung eine 
kurze Zeit ſtehen bleiben und nur langſam verlaufen, ſo daß eine verdichtende 
Wirkung von der Stampfarbeit noch erwartet werden kann. 


§ 2. Zement, Sand und Zuſchläge. 


Der Zement iſt der Normenprobe zu unterwerfen. Das Ergebnis iſt in der Nieder— 
ſchrift über die Anfertigung und Prüfung der Probekörper anzugeben. 

Als Sand gilt alles feine Geſtein bis 7 mm Korngröße, zu Verſuchszwecken ge- 
wonnen durch Blechſiebe mit kreisrunden Löchern. 

Die Zuſchlagſtoffe (Kies, Steinſchlag uſw.) ſollen möglichſt in zweierlei Korngröße 
(3. B. 7— 25 mm und 25—40 mm) geſchieden werden. Die Zuſammenſetzung iſt in der 
Niederſchrift über die Anfertigung und Prüfung der Probekörper anzugeben. Bei dem 
Ausſieben von Hand ſollen Blechſiebe mit runden Löchern (Normalſiebe) verwendet werden. 

Die Stoffmengen, Zement ſowohl wie Sand und Zuſchläge, find nach Gewicht ab- 
zumeſſen und zu dieſem Zwecke unter Zugrundelegung der Raumgewichte der einzelnen 
Bauſtoffe — bei jeder Verſuchsarbeit durch gleichartiges Einfüllen in zylinderförmige 
10⸗Litergefäße von 26,7 em Durchmeſſer und 17,9 em Höhe beſtimmt — von Raumteilen 
in Gewichtsteile umzurechnen, ſofern das Miſchungsverhältnis nicht in Gewichtsteilen 
angegeben iſt. 

§ 3. Waſſerzuſatz. 

Die Menge des Waſſers iſt nach Hundertteilen des Trockengewichts ſämtlicher in der 
Miſchung enthaltenen Bauſtoffe anzugeben. Der Waſſergehalt des Sandes und der 
Zuſchlagsſtoffe iſt jedesmal vor der Verarbeitung an je 5 kg durch Verdunſtung mittels 
künſtlicher Trocknung feſtzuſtellen und in der Niederſchrift zu vermerken. Die der Miſchung 
nachträglich noch zuzuſetzende Waſſermenge iſt durch Abzug der in den Zuſchlagſtoffen ent⸗ 
haltenen Feuchtigkeit von der Geſamtwaſſermenge zu ermitteln. 
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Beiſpiel: 
Miſchungsverhältnis Raumgewicht A Br r Mischung 
Raumteile H l ® kg | L | kg =. 
| 
1, Gemen... h. 8. ar 1,5 20 25,06 
2½ Iſarfand, ungewaſ che: 1,515 50 75,5 
Ark 50 v. H. 7—25 mm 2 | 
5 Iſarkies 50 v. L. 2540 N a eek, 100 _ 166,60 
| 267,31 
abzüglich des in den Zuſchlagſtoffen enth. BWalfers . 13,48 
verbleibt Gewicht der trockenen Miſchung , 253,83 
erdfeucht anzumachen mit 7 v. H. Waſſer — 17,77 kg 


abzügl. d. i. d. Zuſchlagſt. enth. Waſſers — 13,4 - 
bleibt an Waſſer zuzuſetzen 4,29 kg. 


§ 4. Miſchen. 


Das Miſchen muß durch eine geeignete Miſchmaſchine erfolgen, welche das Miſchgut 
nicht nur durcheinander mengt, ſondern auch knetet. 
Eine ſolche Normalmaſchine iſt anzuſtreben. 


Bis auf weiteres ſoll das Miſchen in der Maſchine Bauart Hüſer erfolgen. 


(Keſſel⸗ 


durchmeſſer 1100 mm, etwa 32 Umdrehungen in der Minute.) 


Die jeweils in den Miſchkeſſel einzubringende Menge an 
Miſchgut muß für mindeſtens 3 Probekörper ausreichen. 

Die Miſchzeit beträgt 1 Minute für Trockenmiſchung und 
weitere 2½ Minuten bei Zugabe des Waſſers. 


§ 5. Arbeitsſtelle. 

Die Anfertigung der Probekörper muß in einem geſchloſſenen, 
mäßig warmen Raume, vor Sonne und ſtrahlender Ofenwärme 
geſchützt, erfolgen. 

Die Temperatur der Bauſtoffe (auch des Waſſers) ſoll vor 
und während der Verarbeitung und während der Aufbewahrung 
10—25 ° C. betragen. 


86. Anzahl der Probekörper. 
Für jede Verſuchsreihe ſind in der Regel 3 Körper in 
unmittelbarer Arbeitsfolge herzuſtellen. 


§ 7. Formen und Stampfer. 


Zur Herſtellung der Probekörper ſind eiſerne Würfelformen von 300 mm 
Seitenlänge zu verwenden (Abb. 1). 

Zum Stampfen ſind quadratiſche Normalſtampfer von 12 em Seiten⸗ 
länge und 12 kg Gewicht zu benutzen (Abb. 2). 

Zur Führung des Stampfers an den Wandungen der Form ſowie 
zum Halten der überſtehenden Betonmaſſe dient ein eiſerner 30 em hoher 
Rahmen, welcher auf die Form mit deren Innenflächen bündig aufgeſetzt 
wird (Abb. 1). 


§ 8. Einlegen und Stampfen der Betonmaſſe. 


Die Anfertigung der Würfel muß an einem von der Lagerſtelle der 
bereits fertigen Würfel entfernten Platze erfolgen, damit die Erſchütterungen 
auf die friſch geſtampften Würfel nicht einwirken können; die Würfelform iſt 
auf eine etwa 3 em hohe Sandunterlage zu ſtellen. 
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Die Betonmaſſe iſt in 2 Schichten von gleicher Höhe einzulegen. 

Bei grober und ſteinreicher Betonmaſſe empfiehlt es ſich, um am Würfelkörper dichte 
Kanten und Ecken zu erzielen, vor dem Einlegen der Betonmaſſe an den Kanten der 
Form am Boden etwas Mörtel vorzulegen. Dieſer Mörtel iſt der Betonmaſſe mittels Ab⸗ 
ſiebens durch ein 7 mm-Sieb zu entnehmen. Der Siebrückſtand iſt nicht mehr zu ver⸗ 
wenden. 

Jede Schicht iſt zunächſt zu ebnen. An den Wandungen der Form muß mit einem 
paſſenden Geräte (Kelle) hinuntergeſtochen werden, um an den Wandungen etwa feft- 
anliegende Steine hinabzudrücken und die Bildung von Neſtern und Hohlräumen zu ver⸗ 
hindern. 

Um einen ſtets gleichmäßigen Aufwand an Stampfarbeit und dadurch eine möglichſt 
gleichartige Verdichtung der Betonmaſſe zu erzielen, darf das Stampfen nur durch freien 
Fall des Stampfers bei rund 25 em Fallhöhe bewirkt werden. 

Das Stampfen muß reihenweiſe erfolgen. Hierfür wird die Würfelfläche in 3 Stampf⸗ 
reihen von je 10 em Breite und in 9 Stampfſtellen eingeteilt (Abb. 3). 

Die Probekörper find mit insgeſamt 216 Stampfſtößen herzuſtellen, und zwar mit 
4 mal je 3 12 Stampfſtößen für jede Stampfſtelle jeder Schicht. 

An einer Ecke beginnend, ſind 3 Stampfſtöße auf derſelben Stelle auszuüben, hierauf 
iſt der danebenliegende mittlere Teil der erſten Stampfreihe derart zu ſtampfen, daß der 
12 em breite Stampfer etwa 3 em auf die erſte Stampfſtelle übergreift. In gleicher 
Weiſe iſt bei der dritten Stampfſtelle der erſten Stampfreihe, ſodann bei der mittleren 
und dritten Stampfreihe fortzufahren. Die Stampffläche iſt ſodann zum zweiten Male 
wie vor beſchrieben, aber in umgekehrter Reihenfolge, an letzter Stelle des erſten Stampfens 
beginnend, in 3 Reihen mit je 3 Stößen für jede 
Stampfſtelle zu bearbeiten. Schließlich ift die Fläche 
in gleicher Weiſe und Reihenfolge noch ein drittes 
und viertes Mal zu ſtampfen. 

Die Oberfläche der erſten Schicht ift nach Be- 
endigung des Stampfens vor dem Einlegen der zweiten 
Schicht durchweg aufzurauhen, damit eine gute Ver⸗ 
bindung der Schichten untereinander eintritt. 

Das Stampfen der zweiten Schicht hat in gleicher 
Weiſe zu erfolgen wie das Stampfen der erſten Schicht. 

Nach Beendigung des Stampfens und Ent⸗ 


9 
Stampf- 


stellen 


fernung des Aufſatzrahmens muß der überſtehende 8 
Beton, welcher für Anfertigung weiterer Probekörper e 


nicht mehr verwendet werden darf, entfernt und die 
Oberfläche der eingeſtampften Maſſe mit den Form⸗ 
rändern bündig mittels ſtählernen Lineals ſo abgezogen werden, daß ſie eben und 
möglichſt glatt wird. Hohlräume ſind dabei mit Mörtel aus der übrigen Betonmaſſe 
auszufüllen. 


§ 9. Behandlung und Aufbewahrung der Probekörper. 


Jeder Probekörper iſt mit der Bezeichnung des Anfertigungstags und einer Er⸗ 
kennungsmarke zu verſehen. 

Die Probekörper ſollen mindeſtens 24 Stunden in der Form verbleiben. Alsdann 
ſollen nach Entfernung der 4 Seitenwände der Form die fertigen Betonkörper entweder 
erſt noch weitere 24 Stunden auf der Formplatte ruhen oder, bei genügender Erhärtung, 
gleich auf derſelben nach einem geſchloſſenen froſtfreien Lagerraum verbracht und hier auf 
eine mindeſtens 10 em ſtarke feuchte, erd- und lehmfreie Sandſchicht mit 10 em Abſtand 
voneinander vorſichtig aufgelegt werden. Die Zwiſchenräume zwiſchen den abgelagerten 
Körpern ſind mit ebenſolchem Sand auszufüllen; über die Körper iſt eine gleiche Deckſchicht 
zu breiten. Der Sand muß während der Lagerungsdauer feucht erhalten werden. 

Bei Platzmangel können auf derart abgelagerte Reihen Betonkörper bis zu vier 
weitere Schichten aufgeſetzt werden. 

In dieſem Lager ſollen die Probekörper bis zur Druckprüfung verbleiben. Beim 
Verſand müſſen ſie in feuchtes Sägemehl verpackt werden. 
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In die Niederſchrift über die Anfertigung und Prüfung der Probekörper find Tempe- 
ratur- und Witterungsangaben einzutragen. 


§ 10. Druckprobe. 


Die Prüfungen ſind in der Regel 28 Tage nach der Herſtellung der Probekörper 
auszuführen. Für etwaige weitere Proben ſind Friſten von 90 Tagen, 1, 2 und 5 Jahren 
üblich. 

Vor der Prüfung ſind das Gewicht und die Abmeſſungen der Körper feſtzuſtellen. 

Die Druckfeſtigkeiten ſind auf Maſchinen zu ermitteln, die zuverläſſig auf ihre Richtig 
keit geprüft werden können. 

Erfolgt die Meſſung des Druckes durch Federmanometer, ſo ſind zwei Manometer 
oder ein Doppelmanometer anzuordnen. 

Der Druck kann in der Stampfrichtung oder ſenkrecht zur Stampfrichtung ausgeübt 
werden. Vor der Prüfung iſt feſtzuſtellen, ob die Druckflächen eben und parallel ſind. 
Unebene und nicht parallele Flächen ſind mit Zement oder Zementmörtel dünn abzugleichen; 
die aufgebrachte Abgleichſchicht ſoll bei der Prüfung annähernd die Feſtigkeit des Beton— 
körpers haben. 

Die Druckſteigerung hat langſam und ſtetig zu erfolgen, ungefähr derart, daß in der 
Sekunde die Belaſtung um 1 kg/gem wächſt. Der Höchſtſtand des Manometers beſtimmt 
die erreichte Druckfeſtigkeit. 

Maßgebend iſt der Mittelwert aus den Feſtigkeitszahlen einer Verſuchsreihe (in der 
Regel 3 Probekörper). 


Anlage III. 


B. 


Beſtimmungen 


für 


Druckverſuche bei der Ausführung von Bauten aus Stampfbeton. 


§ 1. Betonmaſſe. 


Die Probekörper müſſen mit Bauſtoffen gleicher Art, gleicher Aufbereitung, gleichen 
Feuchtigkeitsgehalts hergeſtellt werden, wie es für den Beton des Bauwerkes oder Bauteils 
in Ausſicht genommen iſt oder zur Ausführung kommt. 


Die zur Kontrolle der Bauausführung beſtimmten Probekörper ſind demnach in der 
Regel aus der zum Einbringen in die Verwendungsſtelle am Bau fertigen Betonmaſſe 
herzuſtellen.“) 


1) Dieſe Beſtimmungen für Probekörper aus Stampfbeton können — ſiungemäß angewandt — bis 
auf weiteres auch Geltung beauſpruchen für die Anfertigung und Prüfung von Probekörpern bei der Mus- 
führung von Eiſenbetonbauteu. Es ift hierbei jedoch zu beachten, daß nach den bisherigen Erfahrungen 
eine Betonmaſſe mit fo reichem Waſſerzuſatz, wie fie bei Eiſenbetonbauten oft verwendet werden muß, in- 
folge ihrer Verarbeitung in den dichten eiſernen, für Waſſer undurchläſſigen Würfelformen geringere Feſtig⸗ 
keit erhält als die gleiche Betonmaſſe, die durch die Holzſchalung und die in dieſer enthaltenen Fugen 
Waſſer verliert. 
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§ 2. Arbeitsſtelle. 

Die Probekörper ſind an einem vor Regen, 

Zugluft, Kälte und ſtrahlender Wärme geſchützten 

Orte herzuſtellen. 


§ 3. Anzahl der Probekörper. 
Für jede Verſuchsreihe find in der Regel 
3 Körper in unmittelbarer Arbeitsfolge herzuſtellen. 


§ 4. Formen und Stampfer. 


5 x 
aur Herſtellung der Probekörper find eiſerne PEN 
Würfelformen von 300 mm Seitenlänge zu ver— SEN 
wenden (Abb. 1). KA 


Zum Stampfen find quadratiſche Norma 6 1212 
ſtampfer von 12 em Seitenlänge und 12 kg Gewicht Abb. 2. 
zu benutzen (Abb. 2). 

Zur Führung des Stampfers an den Wandungen der Form ſowie zum Halten der 
überſtehenden Betonmaſſe dient ein eiſerner 30 em hoher Rahmen, welcher auf die Form 
mit deren Innenflächen bündig aufgeſetzt wird (Abb. 1). 


§ 5. Einlegen und Stampfen der Betonmaſſe. 

Die Anfertigung der Würfel muß an einem von der Lagerſtelle der bereits fertigen 
Würfel entfernten Platze erfolgen, damit die Erſchütterungen auf die friſch geſtampften 
Würfel nicht einwirken können; die Würfelform iſt 
auf eine etwa 3 em hohe Sandunterlage zu ſtellen. 

Die Betonmaſſe iſt in 2 Schichten von gleicher 

Höhe einzulegen. 
Bei grober und ſteinreicher Betonmaſſe empfiehlt 
es ſich, um am Würfelkörper dichte Kanten und Ecken 
zu erzielen, vor dem Einlegen der Betonmaſſe an den 
Kanten der Form am Boden etwas Mörtel vorzulegen, 
welcher der Betonmaſſe zu entnehmen iſt. 


s 
> Stampte 
stellon 


Jede Schicht ift zunächſt zu ebnen. An den — — 
Wandungen der Form muß mit einem paſſenden =i Je 
Gerät (Kelle) hinuntergeſtochen werden, um an den arm 
Wandungen etwa feftanliegende Steine herabzudrücken Papiere 
und die Bildung von Neftern oder Hohlräumen zu ni 
verhindern. 


Jede Schicht iſt mit möglichſt der gleichen Stampfarbeit herzuſtellen, wie fie beim 
Bau angewandt wird oder zur Anwendung gelangen ſoll. 

Wie beim Bauwerke darauf zu achten iſt, daß das Stampfen der einzelnen Schichten 
am beſten reihenweiſe erfolgt, ſo wird auch bei Herſtellung der Probekörper zweckmäßig 
nach Abb. 3 verfahren. 

Vor dem Einbringen der zweiten Schicht muß, um eine gute Verbindung der Schichten 
zu erzielen, die Oberfläche der erſten Schicht aufgerauht werden. 

Nach Beendigung des Stampfens und Entfernung des Aufſatzrahmens muß der über- 
ſtehende Beton, welcher für Anfertigung weiterer Probekörper nicht mehr verwendet werden 
darf, entfernt und die Oberfläche der eingeſtampften Maſſe mit den Formrändern bündig 
mittels ſtählernen Lineals ſo abgezogen werden, daß ſie eben und möglichſt glatt wird. 
Hohlräume ſind dabei mit Mörtel aus der übrigen Betonmaſſe auszufüllen. 


§ 6. Behandlung und Aufbewahrung der Probekörper. 

Jeder Probekörper iſt mit der Bezeichnung des Anfertigungstags und einer Er- 
kennungsmarke zu verſehen. . 

Die Probekörper ſollen mindeſtens 24 Stunden in der Form verbleiben. Alsdann 
ſollen nach Entfernung der 4 Seitenwände der Form die fertigen Betonkörper entweder 
erſt noch weitere 24 Stunden auf der Formplatte ruhen oder, bei genügender Erhärtung, 
gleich auf derſelben nach einem geſchloſſenen froſtfreien Lagerraum verbracht und hier auf 
eine mindeſtens 10 em ſtarke feuchte, erd und lehmfreie Sandſchicht mit 10 cm Abſtand 
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voneinander vorſichtig aufgelegt werden. Die Zwiſchenräume zwiſchen den abgelagerten 
Körpern ſind mit ebenſolchem Sande auszufüllen; über die Körper iſt eine gleiche Deckſchicht 
zu breiten. Der Sand muß während der Lagerungsdauer feucht erhalten werden. 

Bei Platzmangel können auf derart abgelagerte Reihen Betonkörper bis zu vier 
weitere Schichten aufgeſetzt werden. 

In dieſem Lager ſollen die Probekörper bis zur Druckprüfung verbleiben. Beim 
Verſande müſſen ſie in feuchtes Sägemehl verpackt werden. 

Sofern von einer Lagerung der Probekörper unter feuchtem Sande — wie vorſtehend 
beſchrieben — Abſtand genommen wird, müſſen Lagerung und Behandlung der Probekörper 
möglichſt den Bedingungen entſprechen, denen der Beton am Bau unterworfen ift.) 

In die Niederſchrift über die Anfertigung und Prüfung der Probekörper ſind Angaben 
über Temperatur, Witterung und die Art der Lagerung einzutragen. 


8 7. Druckprobe. 


Die Prüfungen find in der Regel 28 Tage nach der Herſtellung der Probekörper 
auszuführen. Unter Umſtänden kann es zweckmäßig ſein, eine Prüfung bereits 7 Tage 
nach der Herſtellung der Probekörper vorzunehmen; die Prüfung nach 28 Tagen muß auch 
in dieſen Fällen erfolgen. Für etwaige weitere Proben ſind Friſten von 90 Tagen, 1, 2 
und 5 Jahren üblich. 

Vor der Prüfung ſind das Gewicht und die Abmeſſungen der Körper feſtzuſtellen. 

Die Druckfeſtigkeiten find auf Maſchinen zu ermitteln, die zuverläſſig auf ihre Nichtig- 
keit geprüft werden können. Erfolgt die Meſſung des Druckes durch Federmanometer, ſo 
ſind zwei Manometer oder ein Doppelmanometer anzuordnen. 

Der Druck kann in der Stampfrichtung oder ſenkrecht zur Stampfrichtung ausgeübt 
werden. Vor der Prüfung iſt feſtzuſtellen, ob die Druckflächen eben und parallel ſind. 
Unebene und nicht parallele Flächen ſind mit Zement oder Zementmörtel dünn abzu⸗ 
gleichen: die aufgebrachte Abgleichſchicht ſoll bei der Prüfung annähernd die Feſtigkeit des 
Betonkörpers haben. 

Die Druckſteigerung hat langſam und ſtetig zu erfolgen, ungefähr derart, daß in der 
Sekunde die Belaſtung um 1 kgſ/qem wächſt. Der Höchſtſtand des Manometers beſtimmt 
die erreichte Druckfeſtigkeit. Å 

Maßgebend ift der Mittelwert aus den Feſtigkeitszahlen einer Verſuchsreihe (in der 
Regel 3 Probekörper). 


) Die Lagerung unter feuchtem Sande verdient Vorzug, weil durch ſie nicht nur gute, ſondern vor 
allem gleichartige Erhärtungsbedingungen gewahrleiſtet werden. 

Die Temperatur iſt von Einfluß auf die Erhärtung des Betons: warme Witterung beſchleunigt, kalte 
verlangſamt die Erhärtung. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Warenhausſteuer. 


Betr. Entſcheidung auf Grund des § 6 Abſ. 5 des Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, 
vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 8819. Entſcheidung vom 30. Auguſt 1909. 
Künſtliche Dekorationspalmen zählen zur Gruppe D des § 6 des Geſetzes. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Seeſchiffergewerbes. 

Dem Führer des Fiſchdampfers „Dithmarſchen“ aus Altona, Kapitän Schuhmann, 
geboren am 3. April 1877 in Blomſche Wildnis, Kreis Steinburg, iſt durch den Spruch 
des Seeamtes zu Hamburg vom 18. Auguſt 1909 die Befugnis zur Ausübung des Schiffer⸗ 
gewerbes entzogen worden. 
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3. Wettbewerb des Handels und der Induſtrie. 


Betr. Ausführung des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Berlin W. 66, den 27. Auguſt 1909. 
Zur Ausführung des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 
(RGBl. S. 499) wird folgendes beſtimmt: 
Unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbehörde“ im Sinne des § 29 ift für den 
Landespolizeibezirk Berlin der Polizeipräſident und im übrigen der Regierungspräſident 
zu verſtehen. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
v. Kitzing. Dr. Neuhaus. 


IIe 2188 M. d. J. — IIb 7966 M. f. H. u. G. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahubeförderung wener Spreugſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. September 1909. 

Die in Nummer 42 des Reichsgeſetzblatts für 1909 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichseiſenbahnamtes vom 13. Juli 1909 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförde— 
rung zu: 

1. Ammonkarbonit Ja, 
2. Praepoſit. 

Außerdem wird bekanntgegeben, daß der Kohlen-Weſtfalit oder Geſteins-Weſtfalit der 
Weſtfäliſch⸗Anhaltiſchen Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft in Berlin auch unter dem Namen 
„Salz⸗Weſtfalit“ zur Verſendung kommt. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis anf Antrag von 

zu 1 der Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft Carbonit in Hamburg, 
zu 2 der Deutſchen Praepoſitwerke, G. m. b. H. in Karlsruhe i. B. 
erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
IIb 9037. Luſensky. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Dichtigkeitsprüfungen von Acetyleneinrichtungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 29. Auguſt 1909. 

Auf die Eingabe vom 14. März d. J. erteile ich Ihnen hierdurch unter den in meinem 
Erlaſſe vom 17. März 1907 (SM Bl. ©. 68) vorgeſchriebenen Bedingungen die Befugnis, 
Dichtigkeitsprüfungen Ihrer Apparate und Rohrleitungen im Königreich Preußen ſelbſt zu 
beſcheinigen. 

Im Auftrage. 
III 6698. Dr. Hoffmann. 


An den Inhaber der Acetylenwerke Phönix Herrn Heinrich Fiehl in Dresden-Neuſtadt. 


Antage _ 
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2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Funkenempfänger an beweglichen Kraftmaſchinen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. Auguſt 1909. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 19. April d. Is. (HM Bl. S. 220) teile ich Ihnen 
mit, daß ich im Einvernehmen mit dem Verbande der öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften, der Vereinigung der in Deutſchland arbeitenden Privat⸗Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften und dem Verbande deutſcher Feuerverſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitig— 
keit die in der Anlage dargeſtellten weiteren Funkenfänger') auf Grund ausgeführter Ver⸗ 
ſuche als wirkſame Einrichtungen zur Vermeidung des Funkenauswurfs im Sinne des 8 4 
der Polizeiverordnung über bewegliche Kraftmaſchinen anerkannt habe. Für verſchiedene 
Schornſteindurchmeſſer gelten die in den Zeichnungen angegebenen Verhältniszahlen. Der 
zum Herunterklappen eingerichtete Funkenfänger der Firma Fr. Dehne in Halberſtadt iſt 
für neue und bereits im Betriebe befindliche bewegliche Keſſel dieſer Fabrik zugelaſſen. 
Die Lage der Drehachſe für die Haube iſt ſo gewählt, daß letztere in die richtige Lage ge— 
bracht werden muß, bevor die Rauchkammertür geſchloſſen wird. Die Funkenfänger I und 
II der Firma Ment & Hambrock in Altona werden in Verbindung mit der in der Raud- 
kammer eingebauten Stoßplatte für alle neu von der Fabrik gelieferten ſtehenden Nuer- 
ſiederkeſſel zugelaſſen; der Funkenfänger III kann für alle bereits in Betrieb befindlichen 
und z. Z. noch bei dieſer Firma auf Lager befindlichen Querſiederkeſſel ohne Rauchkammer 
ſowie Keſſel anderer Formen gleicher Bauart, bei denen wegen der auf der Keſſeldecke an⸗ 
gebrachten Armaturteile (Sicherheits-Abſperrventil u. dergl.) die nachträgliche Anbringung 
einer Rauchkammer mit Stoßplatte nicht möglich iſt, angewendet werden. Jedoch darf die 
Roſtfläche der Kejjel dabei nicht größer als 1/10 ihrer Heizfläche fein. 

Bei den Verſuchen mit Funkenfängern für ſtehende Keſſel ift der Nutzen einer Rauch- 
kammer, in der die Geſchwindigkeit der Gaſe ſich verringert und die Abſcheidung der mit- 
geriſſenen Brennſtoffteilchen durch den Richtungswechſel der Gaſe erleichtert wird, beſonders 
deutlich hervorgetreten. Es iſt daher bei dem Bau ſtehender beweglicher Keſſel überall 
darauf hinzuwirken, daß Rauchkammern mit Stoßplatten vorgeſehen werden. Da ſolche 
Keſſel gelegentlich ſo betrieben werden, daß ſie keines Funkenfängers bedürfen (3. B. 
auf feſten Schienengleiſen ſich bewegend), ſo iſt die Anordnung der Haube bei der Bauart 
Meng & Hambrock fo getroffen, daß fie nach Bedarf heruntergeklappt werden kann, falls 
die Keſſel ſo aufgeſtellt und betrieben werden, daß ihre Ausrüſtung mit einem wirkſamen 
Funkenfänger polizeilich nicht gefordert wird. Die Verantwortung für die richtige Be— 
nutzung der Haube liegt dem Betriebsunternehmer ob. 


Im Auftrage. 
III 6038. Frick. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſel-Uberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


) Die dem Erlaſſe vom 19. April beigefügte Darſtellung von Funkenfängern wird nachfolgend gleiche 
falls zum Abdruck gebracht. 
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a Scchornſtein D 
b = a/3 

c = a/4 

d = a/2 ＋ a/8 

e = af2 


Menck & Hambrock I Menck & Hambrock II 
20 21 


Anlage. 


a = Schornſtein Ø 
O aS . 
c = a/4 

d = a/2 + a/8 
2 


Meuck & Hambrock III 
22 


a = Schornſtein Ø 


D = 1,35 a 

H = D/2 

d = N a/4 

f = Ons a 
Fr. Dehne 


23 
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Betr. Funkenempfänger an beweglichen Kraftmaſchinen 


1 


alt | j 
Neuhaus Horstmann Garrett Smith Lehnigk-Vetschau H.Lanz (alt 
1 2 3 4 5 


00000000000 
0000000000 


R. Wolf 1 J. Graham Badenia II Badenia 1 
1 12 13 14 


(Anlage zum Erlaß vom 19. April 1909, HMBl. S. 220). 


6 u. W n uW I" 9 10 
7 8 


Eisenach & Gollmer Esterer Akt-Ges. H.Lanz (nev) Epple & Buxbaum Marshall 
15 16 17 18 19 
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3. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Preisfeſtſtellung für den ſtädtiſchen Schlacht⸗ und Viehhof zu Cöln. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ; | 
Berlin W. 66, den 29. Juli 1909. 
Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit 
Schlachtvieh, vom 8. Februar 1909 (Reichs-Geſetzbl. S. 269) beſtimme ich: 


1. Die Marktpreiſe find für folgende Schlachtwertklaſſen feſtzuſtellen: 


I. Rinder: 

A. Ochſen: 

a) vollfleiſchige, ausgemäſtete höchſten Schlachtwerts bis zu 6 Jahren, 

b) junge fleiſchige, nicht ausgemäſtete und ältere ausgemäſtete, 

c) mäßig genährte junge, gut genährte ältere, 

d) gering genährte jedes Alters; 
B. Bullen: 
a) vollfleiſchige, ausgewachſene höchſten Schlachtwerts bis zu 3 Jahren, 
b) vollfleiſchige jüngere, 
c) mäßig genährte jüngere und gut genährte ältere, 
d) gering genährte; 

Färſen und Kühe: 
a) vollfleiſchige, ausgemäſtete Färſen höchſten Schlachtwerts, 
b) vollfleiſchige, ausgemäſtete Kühe höchſten Schlachtwerts bis zu 7 Jahren, 
c) ältere ausgemäſtete Kühe und wenig gut entwickelte 

jüngere Kühe und Färſen, 
d) mäßig genährte Kühe und Färſen, 
e) gering genährte Kühe und Färſen; 
D. Gering genährtes Jungvieh (FTreſſer); 


ME Raer: 
a) Doppellender, feinſter Maſt, 
b) feinſte Maſt (Vollm.⸗Maſt) und beſte Saugfälber, 
c) mittlere Maft- und gute Saugkälber, 
d) geringe Saugfälber; 


C. 


III. Schafe: 
a) Maſtlämmer und jüngere Maſthammel, 
b) ältere Maſthammel und gut genährte Schafe, 
c) mäßig genährte Hammel und Schafe (Merzſchafe), 
d) Marſchſchafe oder Niederungsſchafe; 


IV. Schweine: 
a) Fettſchweine über 3 Zentner Lebendgewicht, 
b) vollfleiſchige Schweine über 2½ Zentner Lebendgewicht, 
c) vollfleiſchige Schweine über 2 Zentner Lebendgewicht, 
d) vollfleiſchige Schweine bis 2 Zentner Lebendgewicht, 
e) gering entwickelte Schweine, 
f) Sauen und geſchnittene Eber. 

2. Für ſämtliche Schlachtwertklaſſen find Preiſe nach Lebendgewicht feſtzuſtellen: 

a) Bei Schweinen kann der bisherigen Übung entſprechend daneben die Feſtſtellung 
a Ba a unter Berückſichtigung eines Taraabzugs (Schlachtgewichtspreiſe) 
erfolgen. K* 

b) Bei den übrigen Tiergattungen find, fofern in der einzelnen Schlachtwertklaſſe ein 
erheblicher Teil des Auftriebs nach dem Stücke verkauft worden ift, neben den Lebend— 
gewichtspreiſen Preiſe für Schlachtgewicht entſprechend der bisherigen Übung feſtzuſtellen. 
Dem Begriffe des Schlachtgewichts find die im § 13 (betreffend das Verwiegen der ge- 
ſchlachteten Tiere) der Schlachthofordnung der Stadt Cöln enthaltenen Beſtimmungen über 
das Schlachten und die Ermittelung des Schlachtgewichts bei den einzelnen Schlachttier- 
gattungen zugrunde zu legen. 
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3. Die Feſtſtellung der Preiſe erfolgt durch Notierungskommiſſionen, und zwar tritt 
für jede Tiergattung eine beſondere Kommiſſion in Tätigkeit. Die Bildung der Notierungs⸗ 
kommiſſionen hat nach Maßgabe der Allgemeinen Verfügung vom 9. Juli 1900 zu Nr. 3 
und 4 zu erfolgen. Die Vertreter des Handels und des Fleiſchereigewerbes find nach näherer 
Anordnung der Marktverwaltung zu beſtellen. Als Vertreter der Landwirtſchaft treten 
Beauftragte der Landwirtſchaftskammer in Tätigkeit. Die Vertreter des Handels und des 
Fleiſchereigewerbes ſowie die Beauftragten der Landwirtſchaftskammer üben ihr Amt ehren⸗ 
amtlich aus. Der Vertreter der Ortspolizeibehörde hat nur beratende Stimme. 

4. Über jeden Verkauf eines Tieres, das auf dem Markte eingeſtellt iſt, iſt von dem 
Verkäufer eine Aufzeichnung durch Ausfüllung eines Formulars nach dem beiliegenden 
Muſter zu machen. Sind mehrere Tiere derſelben Gattung zu einem Einheitspreis an 
denſelben Käufer verkauft, ſo genügt die Ausſtellung eines Verkaufsſcheins. Sind die 
Tiere jedoch von verſchiedener Qualität, ſo ſind die Preiſe für jede Qualität beſonders an— 
zugeben. Die an den Formularen befindlichen, mit gleichen fortlaufenden Nummern yer- 
ſehenen ſeitlichen Abſchnitte brauchen nur in den Fällen ausgefüllt zu werden, in denen 
der Notierungskommiſſion nach Maßgabe der Vorſchriften unter 6 und 7 ſchriftliche Mit- 
teilungen zu machen ſind. Als Preis iſt derjenige Preis anzugeben, der zwiſchen den 
Parteien vereinbart iſt, alſo, wenn nach dem Stück gehandelt iſt, der Stückpreis, wenn 
nach Gewicht gehandelt iſt, der für die zugrunde gelegte Gewichtseinheit (1 Zentner 
oder 100 kg) vereinbarte Preis. Jedoch iſt der Preis ſtets in Zahlen anzugeben. 
Angaben wie: „3 Mark über Notiz“ und dergl. ſind verboten. Der Verkäufer hat dem 
Käufer auf deſſen Verlangen ein Duplikat der Aufzeichnung auszuhändigen. Urſchrift und 
Duplikat find nach § 1 Abſ. 4 des Geſetzes ſtempelfrei. 

5. a) Die ausgefüllten Scheine find während der Marktſtunden aufzubewahren. Dem 
Vorſitzenden der zuſtändigen Notierungskommiſſion iſt auf deſſen Verlangen Einſicht zu ge— 
währen. Iſt dem Käufer ein Duplikat des Scheines nicht ausgehändigt, ſo iſt er ver— 
pflichtet, dem Vorſitzenden der Kommiſſion den Verkäufer namhaft zu machen. 

b) Die Marktverwaltung hat Vorſorge zu treffen, daß Formulare für die Aufzeich— 
nungen auf dem Markte käuflich ſind. ; 

6. a) Die Verkäufer haben die ſämtlichen während der Marktſtunden verkauften 
Schweine, bevor ſie von dem Markte entfernt werden, zur Verwiegung zu bringen, ohne 
Rückſicht darauf, ob der Verkauf nach dem Stück oder nach Gewicht erfolgt iſt. Der ſeit⸗ 
liche Abſchnitt des Formulars iſt ſtets auszufüllen und nach Eintragung des auf der Wage 
feſtgeſtellten Gewichts unverzüglich bei der von der Marktverwaltung beſtimmten Stelle 
einzureichen. Eine Verwiegung darf nur erfolgen nach Vorzeigung des ordnungsmäßig 
ausgefüllten Abſchnitts. Auf Grund der in den Abſchnitten enthaltenen Angaben ſind 


Liſten aufzuſtellen, in denen für jede Schlachtwertklaſſe die zu den einzelnen Preiſen ab- 


geſchloſſenen Verkäufe unter Angabe der ermittelten Gewichte einzutragen ſind. 

b) Der Vorſitzende der Marktkommiſſion kann beſtimmen, daß die Anſchreibungen 
nur bei einem Teile der Wagen ſtattzufinden haben. Er kann ferner im Laufe des Marktes 
anordnen, daß von weiteren Ausſchreibungen abzuſehen iſt. Dieſe Anordnungen ſind nur 
ſtatthaft, wenn es nach der Geſchäftslage auf dem Markte zur Erkenntnis der Preisbildung 
der Aufſtellung vollſtändiger Liſten nicht bedarf und ſofern kein auf dem Markte anweſendes 
Mitglied der Notierungskommiſſion widerſpricht. 

7. a) Bei den übrigen Tiergattungen iſt die Notierungskommiſſion befugt, ſofern ſie 
nicht annimmt, daß die während der Marktſtunden von den Beteiligten vorzunehmenden 
Verwiegungen zur Feſtſtellung von Lebendgewichtspreiſen genügen werden, aus jeder 
Schlachtwertklaſſe eine Anzahl von Tieren zu beſtimmen, die, ſofern ſie während der 
Marktſtunden verkauft worden ſind, vor Verlaſſen des Marktes zu verwiegen ſind. Auf Ver⸗ 
langen eines Mitglieds der Notierungskommiſſion müſſen in den einzelnen Schlachtwert⸗ 
klaſſen bis 25 Prozent des Auftriebs verwogen werden. Es iſt beſondere Sorgfalt darauf 
zu verwenden, daß bei der Auswahl der zu verwiegenden Tiere ein regelmäßiger Ausgleich 
zwiſchen den einzelnen Händlern ſtattfindet. 

b) Für die Verwiegung der von der Notierungskommiſſion bezeichneten Tiere hat der 
Verkäufer zu ſorgen. Å F 

c) Die Ausfüllung des ſeitlichen Abſchnitts des Verkaufsſcheins und die Einreichung 
dieſes Abſchnitts hat ſtets zu erfolgen, wenn ein Kalb oder Schaf oder ein verkauftes 
Rind verwogen wird. 


*) GMBI. 1909 S. 360. 


"mage, 


396 


d) Die Anſchreibungen haben in derſelben Weiſe zu erfolgen, wie unter Nr. 6 ange: 
ordnet. Die angegebenen Stückpreiſe ſind nach dem Ergebnis der Verwiegungen auf 
Lebendgewicht umzurechnen. 

8. Zum Zwecke der Nachprüfung der Notierungen nach Schlachtgewicht (Nr. 2b) 
kann die Notierungskommiſſion von den Käufern der von ihr zu bezeichnenden Stücke ver⸗ 
langen, daß ihr bis zum nächſten Markttage das nach der Schlachtung ermittelte Schlacht⸗ 
gewicht (Allgemeine Verfügung vom 9. Juli 1900) mitgeteilt wird, ſofern die Schlachtung 
bis dahin auf dem ſtädtiſchen Schlachthofe zu Cöln erfolgt iſt. 

9. Jede Notierungskommiſſion tritt zu der von der Marktverwaltung beſtimmten 
Zeit zur amtlichen Feſtſtellung der Preiſe zuſammen. Die auf Grund der ſchriftlich ein: 
gereichten Angaben gemachten Anſchreibungen ſind den Kommiſſionen vorzulegen. Die 
Feſtſtellung der Preiſe ſetzt voraus, daß in der in Frage kommenden Schlachtwertklaſſe 
ausreichende Umſätze ſtattgefunden haben. Als Marktpreiſe ſind für die einzelnen Tier⸗ 
gattungen und Schlachtwertklaſſen diejenigen Preiſe feſtzuſtellen, die nach den Ausſchreibun⸗ 
gen und den von den Mitgliedern der Notierungskommiſſion gemachten Beobachtungen der 
wirklichen Geſchäftslage des Verkehrs auf dem Markte entſprechen. Ergeben ſich innerhalb 
der Kommiſſion Meinungsverſchiedenheiten, ſo entſcheidet die Mehrheit der anweſenden 
Mitglieder; bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 

Dem Ermeſſen der Notierungskommiſſion bleibt es überlaſſen, ob ſie für die einzelnen 
Schlachtwertklaſſen neben den Spannungspreiſen noch einen Durchſchnittspreis feſtſtellen will. 
Ausnahmepreiſe ſind als ſolche kenntlich zu machen. 2 

Die Notierungskommiſſionen haben einen amtlichen Marktbericht aufzuſtellen. Der 
Bericht hat zu enthalten: 

1. die feſtgeſtellten Preiſe, 
2. Angaben über die Beſchickung des Marktes, 
3. eine allgemeine Charakteriſtik des Marktverlaufs. 

Der Bericht ift Jo frühzeitig fertigzuſtellen, daß der Abdruck noch in den am Marft- 
tag erſcheinenden Abendblättern erfolgen kann. : 

10. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften unter Nr. 4, 5a, 6a, Tb, c und 8 
werden mit Geldftrafe bis zu 150 Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 
4 Wochen beſtraft (§ 3 des Geſetzes). 


Im Auftrage. 


IIb 7316. von Meyeren. 
Anlage. 
Verkauſsſchein. 
r mes err 2° Bee 
Laufende ? Laufende Nr.:. 
Kinfſe nr, Dchſe n a a 
Gegenſtand des Verkaufs: Bullen 
Bullen Kühe 15 u A 
. . . . Schafe .... Schweine Ð R 
.. Kube a 3 
See Schlachtwerttlaſſe .....- 
n u Preis für 
50 kg l s) u 50 kg Lebendgewicht . . M 
ECV 50 kg Schlachtgewicht . M 
das Stück.. . . das Sick 
—:. Pe Schlachtwertklaſſ ...... 
Preis für Preis für 
50 kg Lebendgewicht . . . % 50 kg Lebendgewicht . . M 
meo a en A c 
h 238, TUR A EEE 
Unterſchrift. Unterſchrift 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Kraukenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KBG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranten- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenunterſtützungskaſſe der Handwerker im Flecken Syke (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbekaſſe für Schloſſer und Genoſſen verwandter Berufe zu 

Wiesbaden (E. H.), 

3. Allgemeine Männer-Krankenkaſſe zu Bremthal (E. H.), 

4. Krankenunterſtützungskaſſe für die Tiſchlergeſellen in der Stadt Osnabrück (E. Sr 

5. Vereinigter Geſellen⸗Kranken⸗ und Sterbe-Berein zu Oldesloe (E. H.). 


Berlin, den 16. September 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 6680 . Ang. Dr. Hoffmann. 


Betr. Bankrankenkaſſe für den Erweiternugsban des Kaifer Wilhelm-Kanals. 
Bekanutmachung. 


Auf Grund des § 84 Abſ. 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes übertragen wir im 
Einverſtändnis mit dem Herrn Reichskanzler die Obliegenheiten der Aufſichtsbehörde und 
der höheren Verwaltungsbehörde für die beim Erweiterungsbau des Kaifer Wilhelm-Kanals 
zu errichtende Baukrankenkaſſe dem Kaiſerlichen Kanalamt in Kiel mit der Maßgabe, daß 
die Feſtſetzung des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 des Geſetzes) 
dem Königlichen Regierungspräſidenten in Schleswig zuſteht. 


Berlin, den 31. Auguſt 1909. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Holtz. Dr. Hoffmann. 


Ic 1861 M. d. J. — III 6856 M. f. H. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 
1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinuen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. September 1909. 


Auf Grund der Ziffer VII der Vorſchriften über die Ausbildung von Gewerbeſchul— 
lehrerinnen vom 23. Januar 1907 (SMBl. S. 14) habe ich die beiliegende Prüfungs⸗ 5, 
ordnung erlaſſen, welche Sie ſofort durch die Amtsblätter bekannt machen laſſen wollen. ae 


IV 9548. Sydow. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage J. 
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Anlage. 


Prüfungsordnung für die Gewerbeſchullehrerinnen. 


81. 

Die Prüfungskommiſſion beſteht aus 

a) dem zuſtändigen Regierungs- und Gewerbeſchulrat als Vorſitzenden, 

b) der Vorſteherin derjenigen Lehrerinnenbildungsanſtalt, deren Zöglinge geprüft 
werden, als ſtellvertretender Vorſitzenden, 

c) den Lehrerinnen und Lehrern, die die Seminariſtinnen ausgebildet haben und 
in deren Fächern geprüft wird, 

d) einer vom Miniſter für Handel und Gewerbe zu ernennenden Vorſteherin einer 
Lehrerinnenbildungsanſtalt für Gewerbeſchullehrerinnen oder für Lehrerinnen der 
weiblichen Handarbeiten oder der Hauswirtſchaftskunde, 

e) ſofern die Anſtalt einen Vorſtand beſitzt, einem aus ſeiner Mitte von ihm zu 
beſtimmenden Mitgliede. s 

Sft ein Regierungs- und Gewerbeſchulrat im Bezirke noch nicht vorhanden, fo wird 
der Vorſitzende vom Miniſter für Handel und Gewerbe ernannt. 

Die Mitglieder der Kommiſſion haben die Pflicht der Amtsverſchwiegenheit. 

Diejenigen Zöglinge, die ſich der Prüfung unterziehen wollen, haben durch Vermitte— 
lung ihrer Vorſteherin bis zu einem von ihr zu beſtimmenden Termin einen Antrag auf 
Zulaſſung zur Prüfung dem Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion einzureichen. Zu gleicher 
Zeit ift die Prüfungsgebühr von 12 A, welche zur Deckung der durch die Prüfung ent- 
ſtehenden ſächlichen Ausgaben beſtimmt iſt, an die Schulkaſſe zu entrichten. Den Anträgen 
hat die Vorſteherin einen Prüfungsbogen nach dem anliegenden Formular (Anlage I) bei- 
zufügen, auf dem die Prüflinge in alphabetiſcher Ordnung anzugeben und die Spalten 1 
bis 9 auszufüllen ſind. 

Zur Prüfung ſind nur ſolche Prüflinge zuzulaſſen, die bei ihrer Aufnahme in das 
Gewerbeſchullehrerinnen-Seminar den Vorſchriften vom 23. Januar 1907, Ziffer IV und V 
(HMBl. S. 14) entſprochen haben. Zur Feſtſtellung, ob die Vorſchriften eingehalten find, 
hat die Vorſteherin dem Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion die Perſonalpapiere der 
Zöglinge einzureichen. Die Papiere müſſen in nachſtehender Reihenfolge enthalten: 

1. den von dem Zögling ſelbſtgeſchriebenen Lebenslauf, auf deſſen Titelblatt der 

vollſtändige Name, der Geburtsort, das Alter und die Konfeſſion anzugeben ſind, 

das amtsärztliche Atteſt, das erkennen läßt, ob der zur Ausübung des 
Lehrerinnenberufs ausreichende Geſundheitszuſtand vorhanden iſt, 

das polizeiliche Führungsatteſt, 

: Den l die ſchriftliche Einwilligung der Eltern oder deren Stell- 
vertreter, 

die Geburtsurkunde, wenn erforderlich nebſt Altersdispens, 

das Abgangszeugnis“ der höheren Mädchenſchule, wenn erforderlich nebſt Er- 
gänzungsbeſcheinigung darüber, daß die Schule mindeſtens neun aufſteigende 
Jahrgänge beſeſſen hat und daß der oberſte Jahrgang bis zum Schluſſe beſucht 
wurde, oder Zeugnis über die Ablegung der Aufnahmeprüfung in die Bildungs⸗ 
anſtalt für Gewerbeſchullehrerinnen, 

T. das Zeugnis“ über die Prüfung als Lehrerin der Hauswirtſchaftskunde oder 
der weiblichen Handarbeiten, 

8. eine Beſcheinigung der Vorſteherin, daß der Ausbildungskurſus als Gewerbe— 
ſchullehrerin vom Anfang an, ohne Unterbrechung und regelmäßig 
beſucht und daß der Zögling nach dem vorgeſchriebenen Lehrplan unterrichtet 


D or rw N 


Bemerkung. Die mit * verſehenen Belege find in beglaubigter Abſchrift in das Aktenſtück einzufügen. 
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worden ift (Anlage II). Etwaiger ſpäterer Eintritt in das Seminar und Unter- 
brechungen ſind unter Angabe der Urſache und Dauer anzugeben, 

9. eine Überſicht über die Klaſſenleiſtungen in den einzelnen Unterrichtsfächern 
(Anlage III) und 

10. das Zeugnis über das etwa bereits abgelegte praktiſche Halbjahr. 


3% 

Die Prüfung beſteht in: ` 

a) der Anfertigung einer ſchriftlichen Arbeit, deren Aufgabe ſich auf einen Unter⸗ 
richtsgegenſtand des Lehrplans zu beziehen hat. Arbeitszeit: 4 Stunden, 

b) der Ausführung von praktiſchen Arbeiten, zu denen den Prüflingen ausreichendes 
A unentgeltlich zur Auswahl zur Verfügung zu ſtellen iſt. Arbeitszeit: 

unden, 

e) dem Abhalten einer Lehrprobe, deren Aufgabe den Prüflingen 3 Tage vor dem 
Tage, an dem die Lehrprobe erfolgen ſoll, zu übergeben iſt, 

d) der mündlichen Prüfung, die nach dem freien Ermeſſen der Prüfungskommiſſion 
einzelne oder alle Unterrichtsgegenſtände umfaſſen kann. 

Die Prüfungsaufgaben zu a bis c werden vom Vorſitzenden beſtimmt. Zu dem 
Zwecke find ihm von der Vorſteherin entſprechende Vorſchläge zu machen, und zwar zu a 
drei Vorſchläge zur Auswahl und zu b und c auf einzelnen Blättern ſoviel Vorſchläge, 
als Prüflinge vorhanden ſind (ſiehe auch Ziffer 4). 

Die Einteilung der Prüfung, die Feſtlegung der Prüfungstermine und die Aus⸗ 
führung im einzelnen bleibt dem Vorſitzenden mit der Maßgabe überlaſſen, daß folgendes 
zu beachten iſt: 

1. Die Prüfung ſoll möglichſt am Schluſſe der Ausbildungszeit erfolgen. 

2. Die Prüfung zu a ift fo zeitig anzuſetzen, daß die zenſierten Arbeiten noch vor 
dem Beginn der übrigen Prüfungen bei den Mitgliedern der Prüfungskommiſſion 
in Umlauf geſetzt werden können. 

3. Die Aufgaben ſind der Vorſteherin in verſiegelten Umſchlägen zu überſenden 
und den Prüflingen erft am Prüfungstage ſelbſt bekannt zu geben. Das Offnen 
der Umſchläge darf bei den Prüfungen zu a und e nur in Gegenwart der 
Prüflinge, bei der Prüfung zu b zwei Tage vor der Prüfung, nur in Gegen- 
wart der Fachlehrerin erfolgen. 

4. Die Aufgaben für die Prüfung zu b und c find durch das Los zu verteilen. 

5. Die Überwachung der Prüfung zu a hat eine Lehrerin zu übernehmen, die in 
dem Prüfungsgegenſtande nicht unterrichtet hat, und die Überwachung der 
Prüfung zu b fol von der Fachlehrerin und dem unter § 1d angegebenen Mitgliede 
der Prüfungskommiſſion ausgeübt werden. 

6. Bei den Lehrproben müſſen in der Regel die unter § 1a, b, d und e angegebenen 
Mitglieder und von den Lehrerinnen mindeſtens die Fachlehrerinnen und bei 
der mündlichen Prüfung und bei der Feſtſetzung des Prüfungsergebniſſes nach 
ne auch alle übrigen Lehrkräfte, in deren Fächern geprüft wird, zu⸗ 
gegen ſein. 


§ 4. 

Bei Beginn der Prüfung hat die Vorſteherin die Prüflinge vor der Benutzung un⸗ 
erlaubter Hilfsmittel zu warnen und darauf aufmerkſam zu machen, daß Prüflinge, die 
nachweislich unerlaubte Hilfsmittel gebraucht oder zu täuſchen verſucht haben, von der 
Prüfung ausgeſchloſſen werden. Ebenſo wird mit Schülerinnen verfahren, die eine andere 
bei einer derartigen Täuſchung oder einem Täuſchungsverſuche nachweislich unterſtützt haben. 
In Fällen, wo nur ein Verdacht beſteht, ſind dem Prüfling neue Aufgaben zu geben, die 
von der Vorſteherin aus den vorgeſchlagenen zu entnehmen find. Ebenſo kann mit Prüf- 
lingen verfahren werden, die durch Krankheit verhindert waren, die ſchriftliche Prüfung 
gleichzeitig mit den übrigen zu machen. 


8.8 
Die Zenſuren für die Leiſtungen der Prüflinge während der Prüfung ſind von den 
Fachlehrerinnen unter eingehender, bei den Prüfungen unter a und b ſchriftlicher Begründung 


Aulage Ir 


Anlage Hr 


Anlage kið 


aan! N. 
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mit „febr gut“ (D, „gut“ (II), „genügend“ (III) und „nicht genügend“ (IV) in Vorſchlag 
zu bringen. Ihre endgültige Feſtſetzung erfolgt durch die Prüfungskommiſſion, die auch 
jeden der 4 Prüfungsabſchnitte mit einem Einzelprädikat zu bewerten hat (Formular I, 
Sp. 10 bis 13). Endlich iſt für diejenigen, die die Prüfung beſtanden haben, ein Geſamt 
prädikat mit „ſehr gut“, „gut“ oder „beſtanden“ feſtzuſtellen, wobei die Leiſtungen während 
der Ausbildungszeit zu berückſichtigen ſind. Zu letzterem Zwecke müſſen die von den Prüf⸗ 
lingen während der Ausbildungszeit angefertigten Arbeiten, ſoweit ſie noch vorhanden ſind, 
während der Prüfung ausgeſtellt werden. Fehlende Arbeiten ſind in einem Verzeichnis, 
deſſen Richtigkeit von der Fachlehrerin zu beſcheinigen iſt, anzugeben (Formular 1 Sp. 14). 


§ 6. 

Die Abſtimmung in der Prüfungskommiſſion erfolgt nach einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Das Ergebnis der Prüfung 
iſt den Prüflingen ſogleich nach der Feſtſtellung bekannt zu geben. 

Der Vorſitzende iſt befugt, die Beſchlüſſe der Prüfungskommiſſion zu beanſtanden 
und die Entſcheidung des Miniſters für Handel und Gewerbe herbeizuführen, wenn er das 
Urteil der Prüfungskommiſſion darüber, ob der Prüfling beſtanden hat oder nicht, für 
unrichtig hält. Außerdem darf gegen feine Stimme das Geſamtprädikat „ſehr gut“ nicht 
erteilt werden. 

Der Vorſitzende hat dafür zu ſorgen, daß ein Protokollbuch angelegt und darin über 
die geſamte Prüfung ein zuſammenhängendes Protokoll eingetragen wird. Das Protokoll 
iſt von ihm, der Vorſteherin und dem Protokollführer zu unterzeichnen. Es muß enthalten: 
die Namen der Prüflinge und bei jedem der 4 Prüfungsabſchnitte: die Namen der an- 
weſenden Mitglieder der Prüfungskommiſſion unter beſonderer Hervorhebung des prüfenden 
Mitglieds, den Wortlaut der Aufgaben, den Beginn und Schluß der Prüfung ſowie die 
Angabe etwaiger Pauſen. In das Protokollbuch ift der vom Vorſitzenden geführte Prüfungs- 
bogen einzuheften. 

Nach beendeter Prüfung hat der Vorſitzende eine Abſchrift des Protokolls und des 
Prüfungsbogens (Anlage J) ſowie die Perſonalpapiere der Prüflinge dem Landesgewerbeamte 
durch Vermittelung der Regierungspräſidenten einzureichen, nachdem jedes Aktenſtück durch 
Einfügung einer Überſicht über die dem Prüfling erteilten Prädikate (Anlage V) vervoll— 
ſtändigt iſt. 


8 7. 

Den Prüflingen iſt ein mit dem Siegel und den Unterſchriften der Mitglieder der 
Prüfungskommiſſion verſehenes Zeugnis nach beifolgendem Formular (Anlage IV) aus- 
zufertigen. 


§ 8. 
Eine einmalige Wiederholung der Prüfung iſt ohne weiteres, eine mehrmalige nur 
mit Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe zuläſſig. 


Berlin, den 8. September 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Sydow. 
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Anlage Ts 
(Name der Schule) Frühjahr 
Herbſt 
in 
r, ` 


Vrüfungsbogen.’ 


Lehrbefähigung 


für 


| Perſonalien 
| : 
Schule, in 

D. | jule, Ø 
2i Vor- und Zunamen l Gami. Stand der die Aus- | = 5 5 1 
Nr. Alter Religion; des bildung für | 10 4 ung 

N Vaters die 1. Prüfung eee 
| erfolgte wurde 

- - 3 d 5 | 6 BEER 8 


Klaſſenleiſtungen | Mündliche Prüfung 
II TI TI TI «sqrift- Pier | . 
| | | Qer- 1 
| | liche tiſche 155 | | Sale 
| Prüfung Prüfung Pe | | prädikat 
9 | 10 11 | 12 u: | Fans 


Fur jede Lehrbefähigung ijt ein beſonderer Prüfungsbogen zu wahlen. 
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Anlage II. 


(Name der Schule) e 5 190 


in 
(Ort) 
(Name des Zöglings) 


Hatz den am 2 4 begonnenen Kurſus zur Ausbildung 
als Gewerbeſchullehrerin für (Lehrbefähigung) M ð 

von Anfang an bis heute ohne Unterbrechung und regelmäßig beſucht und iſt nach 
dem vorgeſchriebenen Lehrplan unterrichtet worden. 


(Name der Vorſteherin) 


Bemerkung: Sollte der Zögling die Ausbildung nach der Ausſtellung dieſer Beſcheinigung unter: 
brechen oder den Unterricht nicht mehr regelmäßig beſuchen, fo ift dem Vorſitzenden der 
Prüfungskommiſſion noch vor dem Beginne der Prüfung Anzeige zu erſtatten. 


Anlage III. 


(Name der Schule) 190 
in 
(Ort) 
Rlaſſenleiſtungen 


der 


(Name des Zöglings) 


X DÐ Unterrigtraran,er) Prädikat 


l (Unterſchrift der Vorſte herin) 
) Die Unterrichtsfächer ſind in derſelben Reihenfolge wie in den durch den Erlaß vom 
7. September 1907 (SM Bl. S. 328) vorgeſchriebenen Lehrplänen anzuführen. 


Anlage IV, 


geboren am 
zu 


hat auf 


Grund der Vorſchriften des Miniſters für Handel und Gewerbe über die Ausbildung 
von Gewerbeſchullehrerinnen vom 23. Januar 1907 die Fachprüfung für 


dei 


beſtanden. 


190 


Die Königliche Prüfungskommiſſion. 


Anlage V. 


(Name der Schule) 
a o 190 
in 
(Ort) 
(Name des Zöglings) 
hat am die Prüfung als Gewerbeſchullehrerin 
für (Lehrbefähigung) 


beſtanden und folgende Prädikate erhalten: 
Schriftliche Prüfung: 
Praktiſche Prüfung: 
Lehrprobe: 
Mündliche Prüfung: 


Die mündliche Prüfung erſtreckte ſich auf: 


Por 


ló) 
Geſamtprädikat: 


(Name der Vorſteherin) 
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2. Fachſchulen. 
Betr. Technikum in Hildburghauſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Auguſt 1909. 

Die von der Hochbau- und der Tiefbauabteilung des Technikums in Hildburghauſen 
ausgeſtellten Reifezeugniſſe — und zwar bereits die der diesjährigen Abſolventen — find 
von dem Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten bei Bewerbern um die Stellen der 
techniſchen Bureaubeamten, Bahnmeiſter und Waſſerbauwarte den Reifezeugniſſen der 
preußiſchen Baugewerkſchulen gleichgeſtellt worden. Demgemäß ſind in Zukunft auch 
Schüler des Technikums in Hildburghauſen, die in eine preußiſche Baugewerkſchule auf- 
genommen werden wollen, in die Klaſſe zu ſetzen, in welcher ſie in Hildburghauſen ver— 
ſetzt waren. 

Ferner beſtimme ich, daß die von dem Technikum in Hildburghauſen ausgewieſenen 
Schüler künftig in preußiſche Schulen ohne meine beſondere Genehmigung nicht aufge— 
nommen werden und daß die Namen derjenigen Schüler, die aus einer preußiſchen Schule 
ausgewieſen werden, künftig auch der Direktion des Technikums in Hildburghauſen mit— 
geteilt werden. 

Im Auftrage. 
IV 8729, Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Technikum in Hildburghauſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Auguſt 1909. 
Zu den unter c meines Erlaſſes vom 17. Juni 1904 (HMBl. S. 340) aufgeführten 
außerpreußiſchen Baugewerkſchulen iſt das Technikum in Hildburghauſen neu hinzugetreten. 
Ich erſuche Sie, die Handwerkskammern Ihres Bezirkes hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 


Im Auftrage. 
IV 8729. Dr. Neuhaus. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Betr. Unterricht in Bauten ans Stampfbeton in Baugewerkſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Auguſt 1909. 
Die in je einem Abdrucke beigefügten,) vom deutſchen Ausſchuß für Eiſenbeton feſt— 
geſtellten , 
1. Allgemeinen Beſtimmungen für die Vorbereitung, Ausführung und Prüfung 
von Bauten aus Stampfbeton, 
2. A Normen für vergleichende Druckverſuche mit Stampfbeton (Labora— 
toriumsverſuche) und 
3. B Beſtimmungen für Druckverſuche bei der Ausführung von Bauten aus 
Stampfbeton 
werden künftig im Bereiche der Staatsbauverwaltung, der Staatseiſenbahnverwaltung und 
der Bergverwaltung bei Verträgen und Lieferungen zu Grunde gelegt. Auf ihre Berück— 
ſichtigung im Unterricht ift daher entſprechender Wert zu legen. 


) Abgedruckt vorſtehend S. 372. 
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Abdrücke der Anlagen 1 bis 3 können vom Verlage von Wilhelm Ernſt & Sohn, 
Berlin W. 66, Wilhelmſtraße 90, zu folgenden Preiſen bezogen werden: 


lt 50 St. 100 St. 500 St. 1000 St. 


BF. | M MO A č | 4 

| | 
Allgemeine Beſtimmungen 40 | 17,50 30 140 | 260 
ZA u 6 10 | 45 80 
15 6 | 10 45 80 


B. Beſtimmungen 


| | 


In Auftrage. 
IIa 4111. II 6447. IV 9054. 17188. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Direktoren der Königlichen Baugewerkſchulen. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Handbuch der Unfallverſicherung. In 3 Bänden. Die Neichs-Unfallverficherungs- 
geſetze, dargeſtellt von Mitgliedern des Reichs⸗Verſicherungsamts nach den Akten dieſer 
Behörde und nach den Geſetzen vom 30. Juni 1900. Neubearbeitete Auflage. 2. Band. 
Leipzig 1909. Verlag von Breitkopf u. Härtel. 


— —— — — 
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